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fänftheitigen Zeile in Petitſchri 


Nr. 148. Mittag: Ausgabe. 


Deutſchland. 


O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 27. März. 


20. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen fino gefällt. Am Tiſch der Com⸗ 
miffarien die Miniſter v. Roon, v. d. Heydt, ſpäter Graf Bismarck, die Geh. 
Räthe v. Liebe, Wetzel, v. Savigny u. ſ. w. In der Mittelloge der Groß⸗ 
herzog v. Mecklenburg⸗Schwerin, Prinz Nicolaus von Naſſau, ſpäter der 
Kronprinz von Preußen, der Großherzog von Weimar, der Großherzog von 
Baden und ſeine Gemahlin. 

Vor dem Eintritt in die T⸗O. wird ein Antrag des Abg. Michaelis 
(Ueckermünde) verleſen: Der Reichstag möge beſchließen, den Präſidenten 
zu ermächtigen, zwölf Commmiſſarien aus der Mitte des Reichstages zu er⸗ 
nennen mit dem Auftrage, unter Mitwirkung der Vertreter der Bundes regie⸗ 
rungen die Abſchnitte VII und VIII des Verfaſſungs⸗Entwurfs (Eiſenbahn⸗, 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen) einer Vorprüfung zu unterwerſen und dem 
Reichstage in der Vorberathung darüber zu berichten. — Der Antrag, der 
ſofort zum Druck gegeben wird, ſoll noch am Schluß der heutigen Sitzung 
erlerigt werden. il i N 

Es wird darauf in die T.⸗O. eingetreten. Die geitrige Sitzung ſchloß mit 
der gänzlichen Beſeitigung des Art. 12 des Abſchnittes IV des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs und die Vorberathung wendet ſich den folgenden Artikeln zu. Die 
Art. 13, 14, 15, die von der Stellung des Präſidiums zum Bundesra he, 
der Berufung, Erbffnung, Vertagung und Schließung deſſelben handeln, wer⸗ 
den ohne Discuſſion genehmigt. 5 

Art. 16 lautet: „Der Bundeskanzler kann ſich in Leitung der 
Geſchäfte durch jedes andere Mitglied des Bundes rathes ver⸗ 
möge ſchriftlicher Subſtitution vertreten lafjen.” 

Es liegen zu demſelben folgende Amendements vor: 

1) vom Abg. Lasker: „Der Bundeskanzler kann ſich in Leitung der 
Geſchäfte im Bundes rathe u. ſ. w.“ 


1% Sgr. 


2) Vom Abg. v. Bennigſen: „in Leitung der Geſchäfte des Bundes⸗ 5 


rathes.“ 

Hierzu ſind im Laufe des heutigen Tages drei neue Amendements gekom⸗ 
men, welche den geſtern durch die Schlußabſtimmung gefallenen Art. 12 mit 
den dazu geſtellten Amendements wieder erſetzen ſollen: ; 

1) vom Abg. Graf Bethuſy⸗Huc, unterſtützt von Conſervativen in Ge⸗ 
meinſchaft mit den Abgg. v. Binde (Hagen) und Duncker (Halle): „Dem 
Art. 16 folgende Faſſung zu geben: „Der Vorſitz im Bundesrathe 
und die Leitung der Geſchäfte ſteht dem Bundeskanzler zu, 
welcher vom Präſidium zu ernennen iſt. — Derſelbe kann ſich durch 
jedes andere Mitglied des Bundesrathes vermöge ſchriftlicher Subſtitution 
vertreten laſſen“. 5 

rm Abg. Lasker: Dem Präſidium ſteht es zu, für einzelne Zweige 
der — beionbere Commiſſarien zu ernennen, welche nach Maßgabe 
des erhaltenen Auftrages den Bundeskanzler vertreten. 5 

3) dom Abg. v. Bennigſen: Das Präſidium ernennt ferner die Vor⸗ 
ſtände der einzelnen Verwaltungszweige, die zu ſeiner Competenz gehören. 

Abg. Lasker jur Geschäftsordnung): Der Antrag des Abg. Belhuſy⸗ 
Huc iſt ſeinem Inhalte nach eine vollſtändige Wiederherſtellung des Art. 12, 
welcher geſtern abgelehnt iſt; denn nach der geſtrigen Auseinanderſetzung des 

Präſidenten iſt die thatſächliche Ablehnung des Art. 12 unzweifelhaft. 
halte es nun für durchaus nöthig, daß wir uns erſt über die Frage ver⸗ 
ndigen, ob es erlaubt ift, bereits abgelehnte Anträge in demſelben Stadium 
der Berathung nochmals vorzubringen. In der Geſchäftsordnung iſt eine 
nung darüber nicht enthalten! die preußiſche Verfaſſungsurkunde ver⸗ 
bietet dies. Wenn dieſe nun auch für uns 

fo mochte ich doch darauf aufmerkſam machen, daß, wenn die Frage bejaht 
wird, eine unendliche Anzahl von Wiederholungen daraus folgen würde die 
die Beendigung unſer Berathungen in weite Ferne rücken würden. Meiner 

Nes nach liegt die Verneinung der Frage in der Natur der Sache, 

Präftdent Simſon: Meine Meinung ſteht der Anſicht des Abg. Lasker 
diametral entgegen. Ich habe nicht den geringſten Zweifel über die Zuläſſig⸗ 
keit des Antrages Bethuſp⸗Huc. Ich lehne es ab, maßgebende Beſtimmun⸗ 
gen über die Geſchäftsführung aus der Natur parlamenkariſcher Verhandlun⸗ 
en zu ſchöpfen; darüber denkt ſchließlich Jeder anders, je nach feinen Ge 
mad, wie über das Naturrecht. Es bedarf hier einer poſitiven Beſtam⸗ 
mung; die preußiſche Verfaſſung kann le nicht maßgebend ſein; auch der 
Entwurf, welcher vorliegt, enthält eine ſolche der preußischen Verfaſſung nach 
gebildete Beſtimmung nicht, und wenn dies der Fall wäre, könnte dieſe jetzt 
noch nicht maßgebend fein. Ich babe alſo gar kein Bedenken, daß zu jedem 
ſpäteren Artitel jeder früher adgelehnte Artikel wieder vorgeſchlagen werden 
kann, und hege die Beſorgniß des Herrn Vorredners nicht, daß dann unſere 
Berathungen nicht beendet werden könnten. 0 

Abg. b. Binde (Hagen) tritt den Ausführungen des Präjidenten bei, 
beſtreitet, daß der Antrag Bethuſy⸗Hue wörtlich mit Art. 12 übereinſtimmt, 
A — dann ja die Anträge Lasker und Bennigſen in demſelben 

e ſtänden. 
Abg. 55 Waldeck: Das Princip) des Herrn Präſidenten, allgemein 
durchgefuhrt, würde zu Conſequenzen führen, welche die Berathung in unab⸗ 
fehbare Länge ziehen würden. In den Commiſſionsberathungen des preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhauſes, wo doch dieſelbe Geſchäftsordnung maßgebend war, 
iſt es bis jezt Brauch geweſen, daß nur dann über einen ſolchen Antrag ab: 
geſtimmt wurde, wenn der ausdrückliche Beſchluß gefaßt worden war, die Be: 
rathungen wieder aufzunehmen. Meiner Meinung nach muß alſo auch bier 
die Berſammlung erit beſchließen, den alten Beſchluß wieder auizubeben und 
einen neuen zu ſaſſen. Viele Mitglieder find gar nicht in der Lage, exwar⸗ 
ten zu können, daß der Antrag heute zur Berathung kommt; bei einer Sache 
von ſo großer Wichtigkeit, wie die vorliegende, iſt es aber don großer Bedeu⸗ 
tun wie das Haus bejeht iſt. ; 
bg. Laster: Dem Herrn v. Vincke möchte ich nur bemerken, daß mein 
Antrag geſtern nicht abgelehnt, ſondern zurückgezogen worden iſt. 

Präſident Simſon: Es ift bis jezt kein Antrag geſtellt, ſondern man 
emeine Betrachtungen anzuſtellen; ich bin deshalb nicht in der 
age, eine Abſtimmung herbeizuführen. 

Dr. Waldeck: J widerſpreche. ; 
PVräfident Simſon: Nun werde ich alſo über die Zuläſſigkeit des Antra⸗ 
ges Bettuſp⸗Huc abſtimmen laſſen. 8 i 

Die Majorität, beſtehend aus den Conſervativen, Altliberalen und einem 
Theil der National⸗Liberalen erklärt ſich für die Zuläſſigkeit. ? 

Arg. v. Blan denburg: Durch den geſtrigen Beſchluß haben wir den 
Art. 12 und die Inſtitution des Bundeskanzlers ganz verloren. Art. 16 be⸗ 
ginnt nun mit den Worten: „Der Bundeskanzler kann ſich“ ꝛc. Das Haus 
wird wohl darüber einig ſein, daß, wenn dies bleiben ſoll, irgend ein Ueber⸗ 

ang an Stelle des Art. 12 geſchaffen werden muß. Dies bezweckt das 

Amendement Bethuſp⸗Huc. — Das Amendement Bennigſen, welches dazu 

eftellt iſt, bezweckt, daß der Bundespräſident das Recht haben ſoll, die Vor⸗ 
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wollen. Aber wenn die National = Liberalen, die ſich mit ſolcher Wärme für 
das Zuſtandekommen der Bundesverfaſſung ausgeſprochen haben, mit ſolchen 
Amendements kommen, deren Annahme ür Preußen unmoglich iſt, wenn es 
nicht die Vertragstreue brechen will — was Gott verhüten möge — dann 
bin ich wirklich beſorgt für die Zutunft. Ich muß dringend bitten, von dies 
ſem Wege abzulaſſen. Denn meiner Mein ung nach iſt es fein gutes Zeichen 
für das Parlament, wenn es einen Antrag bei der Vorberathung aunimmt. 
in der Meinung, es bei der Schlußberathung wieder gut zu machen. M. H. 
Haben Sie ſich denn auch die Folgen überlegt, wenn durch die Schuld des 
Reichst ges die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes nicht zu Stande kommt? 
Haben Sie die Amendements auch zu Ende gedacht? Ich habe mir Mühe gege⸗ 
ben, zu Ende zu denken. Ich habe in meinem parlamentzriſchen Leben häufig 
Perſpietiven eröffnet; für die, welche mich noch nicht kennen, will ich nur 
ſagen, es waren die Warnungen des getreuen Eckardt (Gelächter); ja, Sie 
werden mir wohl nicht trauen, wenn ich ſage: Ich bin der getreue Eckardt 
und für Aufrechterhaltung der wahren Freiheit. (Gelächter. t 
Ich wünſche und will, daß eine Verfaſſung zu Stande kommt mit einem 
arlamentariſchen Körper. Wenn dies nicht geſchieht, fo iſt es nicht unſere 
chuld. Wir unſererſeits haben alle Anträge vermieden, welche das Zuſtande⸗ 
kommen der Verfaſſung gefährden könnten. Thun Sie dies auch. Die kleinen 
Regierungen können nicht mehe beſchränkt werden in der gegenwärtigen Lage 
Deutſchlands. M. H.! Der König von Preußen hat ſeine Schuldigkeit gethan, 
die Armee har ihre Schuldigkeit gethan, die kleinen Fürſten baben ihre Schul⸗ 
digteit gethan, jetzt liegt es an uns. gleichfalls untere Schulvigteit zu thun. 
Ich bitte, ich warne, ich beſchwöre Sie, verlaſſen Sie den Weg der Amende⸗ 
ments (Wiverſpruch links; Abg. v. Vincke⸗Hagen ruft: Ja! ja! ja!) und ſchrei⸗ 
ten Sie zur en bloe⸗Annahme (Heftiger Widerſpruch links). Sie wundern 
ſich darüber? Haben Sie fo un 30 Glauben an Ihre eigenen Principien an 
das allgemeine Wahlrecht. daß Ihnen daſſelbe ſpäter nicht noch zum Siege 
verhelfen wird? Laſſen Sie jetzt das alte Parteigezänk bei Seite und ſchaffen 
Sie erſt ein einiges Deutſchland. Blicken Sie auf uns; gehen wir Ihnen 
nicht mit gutem Beispiel voran? (Gelächter) Wir, die wir als Ultra⸗Preu⸗ 
en fo perketzert worden, haben doch z. B. für Art. 11 geſtimmt, wo es beißt: 
„Das Präſidium des Bundes ſteht der Krone Preußen zu“, obwohl es Mans 
chem wohl ſchwer geworden ſein mag, indem ihre Anſchauung von dem König⸗ 
thum verletzt worden durch den Ausdruck „Präfivent“. (Schallendes Geläch⸗ 
ter. Ruf: Zur Sache!) Durch die Schnelligkeit der Armee ſind ſo wunder⸗ 
bare Erfolge erzielt worden. Die Bahn iſt uns vorgezeichnet. Der Adler 
Preußens iſt geflogen vom Fels zum Meer; an uns iſt es zu entſcheiden, ob 
der Adler künftig fliegen ſoll vom Meer zum Fels als ruhiger Friedensſchir⸗ 


mer; von ihrem Votum iſt es abhängig, 5 er in Zukunft nicht tragen foll 
wert. 


das Eroberungsſchwert, ſondern das Schutz 

M. H.! Warum find Sie denn ſo ſehr beſorgt? Sie fürchten, daß durch 
die Bundesverfaſſung der Abſolutismus eingeführt werde. (Ruf: Er iſt ſchon 
da.) Die Geſchichte der letzten Zeit giebt Ihnen doch keine Veranlaſſung 
dazu. (Gelächter) Als 1848 die Nationalverſammlung aufgelöſt war und 
die Regierung alle Macht in Händen hatte, wurde die Verfaſſung octrovirt, 
welche die Nationalverſammlung vorher berathen hatte. Auch im Jahre 1866 
nach den großen E folgen prophezeite man einen großen Rechtsbruch; ſtatt 
deſſen kam die Indemnität. In dieſem Sommer batte Preußen die Macht 
und wohl auch Veranlaſſung, die kleinen Fürſten alle 1 beſeitigen; es geſchah 
nicht; man errichtete vielmehr den Bundesrath mit überwiegender Majorität 
für die kleinen Staaten. (Gelächter.) Beſchließen wir mit ähnlicher Schnellig⸗ 
leit, wie die Armee dei Königgrätz geſiegt hat. Man wird den Beſchluß ver⸗ 
ſtehen in Paris und Wien, in München und Stuttgart; und auch das Volt 
wird freudig zuſtimmen. (Gelächter.) Vertrauen Sie auf die Zukunft und auf 
Ihre eigenen Principien und bringen Sie es nicht dabin, daß Sie auf der 
parlamentariſchen Waage des Landes gewogen und zu leicht gefunden werden. 
lächter links; Beifall rechts.) : 
Abg. v. n Den Vorwurf des Vorredners, daß wir durch das 
Amendement dem Zuſtandekommen des Verfaſſungswerkes ein Hinderniß be⸗ 
reiten wollten, lehne ich mit größter Entſchiedenheit ab. Ich glaube, wir 
hätten es bis jetzt gezeigt, daß wir den ernſten Willen haben, mitzuwirken, 
und ich beſtreite es durchaus, daß der geſtellte Antrag im Widerſpruch damit 
ſteht. Wenn der Vorredner uns aber anempfiehlt, den Entwurf en bloe 
anzunehmen, ſo begreife ich wirklich nicht, wie er dem Reichstage eine ſolche 
Ben machen kann; ich begreife es um fo weniger nach den entgegen: 
kommenden Erklärungen des Präſidenten der Bundes⸗Commiſſarien, wonach 
die Regierungen bereit ſind, beim Budgetrecht ꝛc. Conceſſionen zu machen. — 
Mein Antrag hat durchaus nicht die Intention, die Bundesfürſten zu media⸗ 
tiſiren oder ihre Rechte einzuſchränken; ich ſtelle mich durchaus auf den Boden 


der Vorlage; das Präſidium ſoll nicht mehr Befugniſſe erhalten, als ihm in 


der Vorlage zuerkannt find. Wir wollen nur über die Art und Meile, wie 
dieſe Befugniſſe ausgeübt werden, etwas mehr Klarheit in den Entwurf 
bringen. Die einzelnen Beamten, welche die Befugniſſe ausüben, jollen gegen⸗ 
zeichnen und die Verantwortung übernehmen; und dieſe Beamten find nicht, 
wie Herr v. Vincke meint, bloße Bureaubeamte, ſondern die Verwaltungs: 
Chefs der einzelnen Zweige. Für die Präſtd'almacht wird durch die Annahme 
meines Amendements kein Hinderniß bereitet. Die preußiſche Regierung hat 
vollſtändig freie Hand, zu Verwaltungs⸗Chefs zu ernennen Minifter oder 
böhere Beamte, oder Milglieder des Bundesratbes; darüber wird ihr keine 
Vorſchrift gemacht. Auch der Antheil, den die kleinen Staaten an der Ere⸗ 
cutive nach der Verfaſſung noch haben, wird in feiner Weiſe beſchräntt. Ich 
bitte deshalb um die Annahme meines Antrages. 
Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf v. Bismarck: M. H., ich 
wende mich vorzugsweiſe an diejenigen unter uns, die, wie der Herr Vorred⸗ 
ner, den ernſten Willen baben, auf der Baſis der Vorlage etwas zu Stande 
zu bringen. Daß es deren unter uns giebt, de nicht wollen, haben wir 
von der Tribüne gehört; ich verletze dadurch A Die erſtgenannten 
Herren möchte ich aber doch bitten, mir eine uftlärung zu geben über die 
Motive, ich möchte ſagen ihres formalen Verhal 2 Anträge, die Sie ſtel⸗ 
len im Intereſſe der Erweiterung einer un tariſg en Herrſchaft, der Erweite⸗ 
rung des präſidialen a ber preußiſchen Monarchie, koͤnnen doch nur 
zwei Voreusſetzun en zum Grunde haben. „Entiveber find Sie der Meinung, 
daß wir — ich ſpreche hier von der preublihen Regierung — nicht in der 
Lage oder nicht fähig geweſen find, das richtige Maß deſſen, was wir erſtre⸗ 
ben können, erſtreben dürfen, erreichen innen, zu beurtheilen und, daß Sie 
beſſer in der Lage find, dies zu beuribeilen, und hoffen uns darüber zu bes 
lehren. Ich kann dieſe Auffaſſung mit dem Vertrauen, was von fo vielen 
verſchiedenen Seiten auf die richtige Leitung der preußiſchen auswärtigen An⸗ 
gelegenbeiten bisher ausgeſprochen worden iſt, nicht in Einklang bringen. 
Wir haben in ſehr ernſten Zeiten, unter ſehr ſchwierigen Verhältniſſen, unter 
gefahrvollen Kämpfen dieſe Sache jo weit geführt, bis zu einem Punkte, dem 
Sie Ihre volle Anerkennung gezollt haben. Nun ſpricht aus dieſen Amende⸗ 
ments aber doch die Ueberzeuzung, wir hätten das entweder nicht erſtrebt 
oder erreicht, was wir zur beſſeren Conſolſpirung hätten erſtreben oder er⸗ 
reichen lönnen, oder es iſt etwas Anderes. M. H., Sie halten uns für ſchüch⸗ 
terne, verlegene Leute (Heiterkeit), die ermuthigt werden müfjen, denen man 
eine douce violence anthun müſſe, damit fie ſich entſchließen, das zu fordern, 
was ſie im Grunde ihres Herzens eigentlich ſelbſt wünfchen. 
ch kann Ihnen auf das Beſtimmteſte erklären, daß dem nicht fo iſt. Wir 
ben uns die Grenze unſerer aan de an die Opfer, die von den übrigen 
Regierungen zu bringen wären, dahin geſtellt, wo ich fie ſchon öfter bezeichnet 
babe, in dem, was uns unentbehrlich ſchien zur Führung eines nationalen 
Gemeinweſens. Dies glauben wir erreicht zu haben, wir glauben, daß die 
Mittel dazu ausreichen. Der Herr Vorredner hat uns nun geſagt, daß ſein 
Amendement die Befugniſſe der mit Preußen berbündeten Regierungen nicht 
beeinträchtige und nicht beeinträchtigen könne. Zuerſt muß ich zu erwägen 
geben, daß darüber dieſe Regierungen ſelbſt die beiten Richter find, zweitens, 
daß man ihnen, wenn fie eine Beeinträchtigung darin finden, nicht überzeu⸗ 


gend widerſprechen kann Sie ſchaffen eine den Miniſterien und höchſten Re⸗ fi 
gierungen der einzelnen Bundesländer vorgeſetzte Spitze und Behörde außer⸗ daz 


halb des Bundesrathes. Innerhalb des Bundesrathes findet die Souveränetät 
einer jeden Regierung ihren unbeſtrittenen Ausdruck. Dort hat jede ihren 
Anteil an der Ernennung des gewiſſermaßen See e Wee e 
welches, neben anderen Functionen, auch den Bundesrath bildet. Dieſes Ge⸗ 
fühl der unverletzten Souberänetät, welches dort feine Anerkennung findet, 
kann nicht mehr beſtehen neben einer contraſignirenden Bundesbehörde, die 
außerhalb des Bundesraths aus preußiſchen oder anderen Beamten er⸗ 
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nannt wird und es iſt und bleibt eine capitis deminutio für die böchſten 
Behörden der übrigen Regierungen, wenn ſie ſich als Organe, gehorſamleiſtende 
Organe einer vom Präſidium außerhalb des Bundesrathes ernannten höchſten 
Behörde in Zukunft anſehen ſollten. Glauben Sie nicht, daß wir die Frage 
nicht erwogen haben, ob die übrigen Regierungen dieſen Anflug von einer 
gegen ihrer Souveränetät auf ſich nehmen wollen! Wir baben über 
die Frage, ob die Minifterien der Einzelſtaaten, namentlich die Kriegs⸗ und 
Finanz⸗Miniſterien u. f. w. bleiben würden, wochenlang verhandelt. g 

Unſere Arbeit iſt keine leichte geweſen und Sie können leicht ermeſſen, mit 
welchem Eindruck wir nach unſeren ſchweren und erſchöpfenden Arbeiten hier 
Amendements hören, die von Allem, was wir gethan und geleiſtet haben, ab⸗ 
ſtrahiren, von dem in der Geſchichte unerhörten Fall, daß die Regierungen 
von 30 Millionen Deutſchen ſich nicht blos dem Wortlaute nach, wie bei der 
alten Bundesacte, ſondern auch dem Geiſte nach über einen ſolchen Entwurf 
geeinigt haben, keine Notiz nehmen. Ich möchte Sie doch bitten, den Einfluß 
der Regierungen, die Nolhwendigkeit ihrer Mitwirkung beim Zuſtandekommen 
des Werkes, nicht zu unterſchätzen. Wir kommen ſonſt auf denſelben Weg, 
den wir in den Jahren 1848—1850 gewandelt find. Damals waren die Res 
gierungen minder ſtark und hatten geringeres Selbſtgefühl als heute. Trotz⸗ 
dem iſt es damals nicht gelungen, den wohlwollendſten und vielleicht theoretiſch 
richtigſten Gedanken für nationale Einigung Anerkennung zu ſchaffen, weil 
das Einverſtändniß der Regierung fehlte. Wenn es ſich nur darum handelt, 
Amendements zu ſtellen, ſo könnte ich ſelbſt deren fünfzig einbringen. Sie 
haben nur den Fehler, daß ſie früher bereits abgeworfen ſind oder von Hauſe 
aus keine Ausſicht auf Annahme haben, oder daß ſie nicht verſtanden werden 
und die preußiſchen Beſtrebungen verdächtigen konnten. Deshalb behalte ich 
fie für mich, weil mir mehr am Zustandekommen des Ganzen als am Durch⸗ 
ſetzen einer perſönlichen Meinung liegt. (Bravo!) 

Weng ich Sie gebeten habe, die Nothwendigkeit des Zuſammengehens mit 
den Regierungen nicht zu unterſchätzen, ſo bin ich zu der Ueberzeugung, daß 
dies bisher der Fall iſt, ſehr wohl berechtigt. Es ſind bisher gegen 90 Amende⸗ 
ments geſtellt und ich kann hier verſichern, daß bisher und zwar zum erſten 
Male vorgeſtern ein einziger der Herren Amendementſteller, einer von der 
conſervativen Seite, es der Mühe werth hielt, vorher, ehe er ſein Amende⸗ 
ment einbrachte, an mich die beiläufige Frage zu richten, wie denn die Regie⸗ 
rung ſich zu dieſem Amendement ſtellen würde. 0 emen 
find in vollſtändiger und freiwilliger Unbekanntſchaft mit dem, was die Rgies 
rungen gewünſcht, erſtrebt und verhandelt haben, geſtellt worden und ich kann 
in Bezug auf das vorliegende, deſſen Tendenz uns vollſtändig klar iſt und 
welches ich von Neuem ſeit geſtern Gelegenheit gehabt habe mit den an⸗ 
weſenden Bundescommiſſarien zu beſprechen, die Verſicherung im Namen 
ſämmtlicher Regierungen wiederholen, daß dieſes Amendement für ſie voll⸗ 
ſtändig 8 iſt und es das ernſteſte Hinderniß für das Zuſtande⸗ 
kommen der Verfaſſung bilden würde, wenn das Amendement angenommen 
würde und bliebe. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Ich habe das Wort genommen, um mich 
be beide Amendements zu erklären. Bei dem Antrage von Bennigſen 
age ich mir, daß die Vorſtände der einzelnen Verwaltungszweige dem Bun⸗ 
deskanzler entweder direct untergeordnet fein können oder nicht. Sind ſie 
das Geitere, dann heißt das kaum etwas Anderes, als die Einführung eines 
Reichsminiſteriums, wodurch die Souveränetät der anderen Staaten mehr 
oder weniger beſchränkt wird. Dies mag auch in der That der eigentliche 
Grundgedanke des Antrages ſein, aber ich halte zur Zeit ein Weitergehen nach 
dieſer Richtung für unthunlich. Ich babe meinerſeits von vielen Wünſchen 
Abſtand genommen, weil ich kein ſpecifiſcher Preuße bin, ſondern ein preußiſcher 
und deutſcher Patriot. Auch die anderen Parteien müſſen von ihren Wünſchen 
und Hoffnungen etwas opfern. Adoptiren Sie den preußiſchen oder, wenn 
Sie lieber wollen Hohenzollern 'ſchen Grundſatz, daß man nur das Erreichbare 


wünſchen ſolle. Dieſer Grundſatz bringt den Vortheil eines wirklich intenſiven 


Handelns. Ich ermahne und bitte Sie, die That über die Reflexion den 
Sieg davontragen zu laſſen und kann nur auf das verweiſen, daß für das 
Drängen nach deutſcher Einheit, wenn das aegeniärtige Verfaſſungswerk 
ſcheitern ſollte, dann nur noch zwei Wege offen bleiben, der des Abſolutismus 
oder der der Revolution. 

Abg. Dr. Waldeck: M. H.! Sie haben die Erklärungen des Herrn Prä⸗ 
ſidenten der Bundes⸗Commiſſare gehört, ich muß aber geſtehen, daß ich ſeine 
Anſichten über die Nalur der Verantwortlichkeit, die in dem Amendement 
v. Bennigſen ausgeſprochen ist, nicht zu theilen vermag. Der Kern dieſes 
Antrages iſt die Verantwortlichkeit der einzelnen Verwaltungszweige. Wir 
haben in der Verfaſſung nicht genaue Beſtimmungen darüber, in welcher 
Art die Bundesregierung geführt werden ſoll; deshalb iſt der Antrag don 
Bennigſen nothwendig. An dieſer Verantwortlichkeit zeigt ſich aber, ob ein 
Staat conſtitutionell oder abſolut regiert wird, hier liegt auch die Grenzſcheide 
zwiſchen dem europäiſchen Abſolutismus und dem aſiatiſchen Regierungsſyſtem. 
In Wien kann der Beamte machen was er will, in der europäiſchen abſoluten 
Monarchie iſt dies nie der Fall. Schon der Abg. v. Wächter hat hervorge⸗ 
hoben, daß die Miniſterverantwortlichteit nicht neu iſt, ihre conſtitutionelle muß 
als der größte Sieg bezeichnet werden, den die Civiliſation errungen hat. 
Daß dieſe Verantwortlichkeit verfaſſungsmäßig gemacht worden iſt, das iſt 
ein koſtbares Gut, deſſen Bewahrung die Dauerbarkeit der conſtitutionellen 
Staaten allein beſtimmt. Unſer Entwurf, deſſen en bloc-Annahme uns Herr 
v. Blandenburg jo warm empfiehlt, muthet uns nun zu, in den allerwichtig⸗ 
ften Angelegenheiten dieſes koſtbare Gut von uns zu werfen und nicht das 
europäiſche, ſondern das aſiatiſche Regierungsſyſtem anzunehmen. (Heiterkeit 
rechts.) Lachen Sie darüber, meine Herren, ich will Ihnen noch mehr ſagen, 
daß nämlich, wenn die Verantwortlichkeit nicht in den Verfaſſungs⸗Entwurf 
aufgenommen wird, nichts bleibt als ein römiſches Imperatorenthum. Jener 
Bundesfeldherr, der ohne Miniſterverantwortlichkeit das ganze Heerweſen be⸗ 
ſetzt, iſt der roͤmiſche Imperator. 

Das ift es, worauf es ankommt, das iſt es, welches das geſtrige Votum 
der 125 gegen 125 Stimmen ſo bedeutſam gemacht hat, indem es darlegt, 
daß Europa doch noch mehr auf das preußiſche Volk zu rechnen 05 als man 
in letzter Zeit meinen zu dürfen glaubte. Jene 125 wollten ausſprechen, daß 
nicht der König von Preußen als ſolcher, nicht der Bundesfeldherr, nicht der 
aſtaliſche oder römiſche Imperator, ſondern der r König von 
Preußen an der Spitze des Bundes ftehen ſoll. Meine Herren, gerade in 
der Verantwortlichkeit, die der Competenz des Bundes entgegen it, wie Heer⸗ 
weſen und Marine, liegt die ganze Schwere der Verantwortlichkeit. Will die 
rechte Seite dieſes Hauſes der Verantwortlichleit nicht zuftimmen, dann könnte 
es leicht kommen, daß ſie dem Könige den Bundeskanzler nimmt und wie 

eſtern die ganze Angelegenheit in dle Luft ſtellt, doch das iſt ihre Sache. 

enn aber geſagt wird, daß wir durch Annahme des Antrags von Bennigſen 
den deutſchen Fürſten Nachtheile zufügen, dann möchte ich doch entgegnen, daß 
wir dieſen Fürſten unmöglich mehr nehmen können, als fie ſeloſt aufgegeben 
haben. Wenn ſie ihre Militärhoheit in die Hände der Krone Preußen legen, 
dann tönnen fie unmöglich Intereſſe an den anderen unerheblichen Dingen 
nehmen, und wenn fie ihr wahres Intereſſe zu Rathe ziehen, jo liegt es darin, 
daß verfaſſungsmäßig und nicht nach Willkür verwaltet werde, daß die Spitze 
des Bundes eine conſtitutionelle. Das Wichtigſte iſt und bleibt alſo das, daß 
diejenigen Chefs, denen der König die Gelbäfte der Bundesverwaltung übers 
trägt, dem Bunde verantwortlich find, Der Abg. v. Blanckenburg empfiehlt 
uns die en bloe-Annahme der Verfaſſung wegen der glorreichen Kriege des 


vergangenen Jahres. b 3 

Nun, m. 50 dieſe Siege haben doch an den ewigen Principien des Rechts 
auch nicht ein Jota geändert. Man darf dem gegenüber wohl daran erin⸗ 
nern, daß der preußiſche Geiſt gerade an den Niederlagen zu Anfang des 
Jahrhunderts ſich gekräftigt hat, daß aus ihnen die 3 erwuchs, 
ein verfaſſunge mäßiges Leden zu begründen und daß durch den jpäteren Auf⸗ 
ſchwung das Volk in Waffen ſein Recht auf feine Conſtitution ſich erkämpft 
hat. Die Herren auf der Rechten mögen den Absolutismus annehmlicher 
nden, unmoglich können fie aber verlangen, daß dieſer Verfaſſungsentwurf 
u da ſein ſoll, den Abſolutismus verfaſſungsmäßig zu machen. Wenn uns 
die Reſultate des allgemeinen Stimmrechts entgegengehalten werden, ſo ſage 
ich, das allgemeine Stimmrecht iſt im Princip ganz richtig, aber daſſelbe ſetzt 
voraus eine freie Gemeinde⸗Verfaſſung, Freiheit des Vereinsrechts und der 
Preſſe, überhaupt ein freies Staatsweſen. Geben Sie uns dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen und Sie werden vielleicht andere Reſultate des allgemeinen Stimm⸗ 
rechts zu verzeichnen haben. Wenn endlich der Präſident der Bundes ⸗Com⸗ 
miſſarien das Amendement Bennigſen als unannehmbar bezeichnet, jo müſſen 
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wir freilich abwarten, was nach einer Annahme des Amendements geſchehen 
wird; wenn wir aber nur Vorſchläge machen, welche unſerer Anſicht nach das 
Intereſſe unſerer Regierung wahren und den anderen Regierungen nur Rechte 
aufzugeben anmuthen, die im Vergleich zu den bereits aufgegebenen ſehr 
gering ſind, dann ſagen wir: Wer ſich dadurch abhalten läßt, das zu thun, 
was er für recht und wahr hält, der gehört nicht an dieſe Stelle. (Bravo 


Abg. v. Thielau (Landesälteſter in Bautzen): M. H.! Ich habe die 
Abſicht, mich gegen das Amendement des Herrn v. Bennigſen zu erklären, 
da es, wenn nicht ein anderer Zweck dahinter liegt, mir complett unverſtänd⸗ 
lich ſein würde. Der Bundeskanzler iſt blos der Delegirte der preußiſchen 
Regierung. Wenn ich mich in deren Stelle verſetze, dann würde ich mir 
ſagen, daß ein Bundeskanzler, der nicht der Chef der Verwaltung der gag 
Vera Monarchie wäre, dieſes Amt gar nicht übernehmen könnte. Alle 

erhältniſſe, in denen ſeine Stellung don Belang iſt, greifen mehr in die 
preußiſchen Reſſorts ein als in die der kleinen Staaten. Glauben Sie denn, 
daß der preußiſche Kriegsminister es ſich eue laſſen könnte, wenn der 
Bundeskanzler in die Militäreinrichtungen Preußens eingriffe, oder der Han⸗ 
delsminiſter, wenn der Bundeskanzler dies im Reſſort für Handel und Ge⸗ 
werbe verſuchen möchte. Ich wei daran; wenn Sie den verantwortlichen 
Bundeskanzler einführen, heben Sie das ganze preußiſche Miniſterium aus 
den Angeln. Ich bin kein Feind der Verantwortlichkeit, aber Ihre verant⸗ 
wortlichen Chefs von Verwaltungszweigen innerhalb der Competenz des 
Bundes: Präſidiums verſtehe ich nicht. Es iſt, wenn überhaupt eine Verant⸗ 
wortlichkeit ſtattfinden ſoll, nur die des Chefs des königl. preußiſchen Minis 
ſteriums oder die des preußiſchen Staatsminiſteriums möglich. Deshalb iſt 
das Amendement nicht aufrecht zu erhalten. Thun Sie es dennoch, dann 
ſtreben Sie etwas Anderes an, als was Sie öffentlich eingeſtehen, nämlich 
den Einheitsſtaat und wollen Sie das, dann ſagen Sie es uns offen. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. 

Abg. Lasker: M. H.! Wenn Sie jetzt den Schluß der Debatte ausge⸗ 
prochen hätten, ſo würden Sie dieſelbe genau an der Stelle abgeſchnitten 

en, wo ſie erſt anfängt, wichtig zu werden. Nach dem Bilde, welches ſich 
der Herr Vorredner bon der Verfaſſung gemacht hat, muß ich es in der That 
als wünſchenswerth bezeichnen, daß der Herr Präſident der Bundes⸗Commiſ⸗ 
ſarien Gelegenheit nähme, ſich darüber auszuſprechen, ob wir nach Annahme 
des Verfaſſungs⸗Entwurfes in dem königlich preußiſchen Kriegsminiſter noch 
den verantwortlichen Miniſter für Alles, was im preußiſchen Heerweſen ge⸗ 
ſchieht, zu ſehen haben, ob der preußiſche Finanzminiſter für jede Laſt, welche 
einem preußiſchen Staatsminiſter auferlegt wird, verantwortlich bleibt, oder 
ob in der Bundesgeſetzgebung auch ſolche Anordnungen getroffen werden 
konnen, für welche dieſe Miniſter die Verantwortlichkeit nicht übernehmen. Ich 
habe bisher das Entgegengeſetzte geglaubt und angenommen, daß die Bundes⸗ 
geſetzgebung im Militär⸗ und Marineweſen auch für die preußiſchen Lande 
maßgebend ſein würde. Wäre das nicht der Fall, dann würde allerdings die 
Frage der Verantwortlichkeit für Preußen geregelt ſein, aber dann würde ſie 
auch für alle kleinen Regierungen zutreffen und einen etwaigen Widerſtand gegen 
die Einführung der Bundesgeſetzgebung ermuthigen. Das mag für Herrn von 
Thielau ganz befriedigend ſein, nicht aber für die preußiſche Regierung und 

r uns. Herrn v. Blanckenburg möchte ich auf feine Empfehlung der en bloc- 
nnahme des Verfaſſungs⸗Entwurfes bemerken, daß ich in dem Augenblicke, 
wo ich die Ueberzeugung von der Unverträglichkeit meines Antrages mit den 
Grundzügen der Bundesverfaſſung hätte, denſelben ſofort — würde, 
und ein Gleiches würde wohl auch Herr v. Bennigſen thun. ir ſcheinen 
von den Abſichten der Regierung nicht genau unterrichtet geweſen zu ſein, 
wenigſtens iſt das, was ich jetzt gehört habe, ganz geeignet, nach und nach 
mein * Vorſtellungen von dem Verfaſſungs⸗Entwurfe über den Haufen 
u werfen. f 
x Der Präſident der Bundes⸗Commiſſarien jagt uns, daß die ganze Ver⸗ 
waltung im Bundesrathe liege, und erklärt den Antrag Bennigſen, für die 
einzelnen Verwaltungszweige innerhalb der Competenz des Bundespräſidiums 
Vorſtände zu ernennen, für unannehmbar, da die Verwaltung eben im 
Bundesrathe, nicht im Bundespraͤſidium liege. Das ſtimmt meiner Anſicht 
nach weder mit den Worten, noch mit dem Geiſte der Verfaſſung. Ich 
wünſche alſo eine poſitive Erklärung über dieſe Punkte. Iſt es richtig, daß 
die Gewalt lediglich im Bundesrathe liegt und nicht auch im Bundespräſidium, 
dann ſcheinen mir allerdings unſere Anträge nicht zweckentſprechend, anderer⸗ 
ſeits find ſie unbedingt zuläſſig. Was den Einheitsſtaat anbetrifft, dem wir 
angeblich zutreiben ſollen, ſo erkläre ich, daß ich Tendenzen, welche über den 
Bundesſtaat hinausſtreben, zurückweiſe. Ich begnüge mich damit, daß die 
Heinen Regierungen erkennen, wie ſehr das Volk ſelbſt nach dem Einheits⸗ 
aate ſtrebt und eben nur in den kleinen Regierungen ein Hinderniß ſieht. 
n Fragen der Einheit habe ich zu dem Hrn. Präſidenten der Bundes⸗Com⸗ 
miſſarien volles Vertrauen, ich will auf ſeine Politik in dieſer Beziehung nicht 
näher eingehen, weil eine ſolche Beleuchtung mich nöthigen würde, Manches 
zu ſagen, was ich in ſeiner Gegenwart nicht gern ausſprechen würde; aber 
anders ſteht es mit den Fragen der Rechte und Freiheiten des Volks, die er 
ja einmal als nicht zu ſeinem Departement gehörig erklärt hat und für die 
er demnach weniger Intereſſe zu haben ſcheint, wenigſtens nicht das, welches 
er den auswärtigen Angelegenheiten widmet. Wir ſuchen die Frage der Ver⸗ 
antwortlichkeit aber nicht im unitariſchen Intereſſe, ſondern in dem des 
Rechts und der Freiheit zu verwerthen, und wenn man dagegen Bedenken 
t, jo würde dies nur beweiſen, daß die Freiheit der Weg iſt, um zur Ein⸗ 
heit zu gelangen. 2 8 
Die Befürchtung einer Mediatiſirung der kleineren Staaten durch unfere 
Anträge begreife ich nicht. Den Vorſtänden ſoll ja blos das zugewieſen wer⸗ 
den, was der Competenz des Bundes bereits zugewieſen iſt. Ihre Competenz 
wird demnach nicht beeinträchtigt. Im Uebrigen unterſcheidet ſich mein An⸗ 
trag von dem des Abg. v. Bennigſen dadurch, daß ich der Krone Preußen 
nur die Befugniß beigelegt wiſſen will, die Vorſtände zu ernennen. Ich will 
ihr alſo blos die Möglichkeit wahren, ſich geordnete Verwaltungsorgane zu 
ſchaffen und möchte, wiſſen, ob dieſer Antrag demſelben Widerſtande begegnen 


würde, den der Präſident der Bundescommiſſarien dem des Abg. v. Ben: 


nigſen entgegenſetzt. Daß die conſervativen ſächſiſchen Abgeordneten, die uns 

jeden Augenblick mit ihrer Oppoſition drohen, wenn ihre Sonderſtellung nicht 

geſchont wird, gegen unſere Anträge Front machen, läßt ſich wohl begreifen, 

wir aber, die wir ganz andere Zwecke und Ziele verfolgen, können uns da⸗ 

Bead 1255 machen laſſen und müſſen unſere Anträge aufrecht erhalten. 
ravo links. 

Präſident der Bundescommiſſarien Graf v. Bismarck: Der größte Theil 
der Aeußerungen des Herrn Vorredners beſtätigt nur die Richtigkeit deſſen, 
was ich vorher über das Bedürfniß ſagte, daß diejenigen Herren, die etwas 
zu Stande bringen wollen, uns Amendements nicht ftellen, um aufzuhalten 
oder um gewiſſetmaßen nach einem vulgären Ausdruck die Suppe zu verſal⸗ 
zen, daß die Herren, die etwas zu Stande bringen wollen, bevor ſie einſchnei⸗ 
dende, bedeutſame Amendements ſtellen, doch bei irgend einem der Commiſſa⸗ 
rien ſich erkundigten, wie die Stellung der Regierungen dazu iſt. Wir würden 
dann eine Menge von Mißverſtändniſſen und unter Umſtänden auch bon miß⸗ 
verſtändlichen Abſtimmungen vermeiden. — Ich kann dem Herrn Vorredner 
nur verſichern, daß ich in dem einen Theile, den er von der Rede des Herrn 
v. Thielau reproducirt hat, weſentlich mit Hrn. v. Thielau einverſtanden bin. 
Der ganzen Rede bin ich, we 
iich zu beſorgen hatte, nicht im Stande geweſen zu folgen, aber darin bin ich 
mit derjelben einverſtanden, daß die Verantwortlichkeik der preußiſchen Minis 
ſterien genau dieſelbe bleibt wie vorher. Ich glaube auch mich geftern in 
meiner rd oder vorletzten Aeußerung eben dahin ausgeſprochen zu haben, 
indem ich ſagte, ich müßte als preußiſcher Miniſter der auswärtigen Angele⸗ 
genbeiten darauf beſtehen, daß ich entweder ſelbſt der Bundeskanzler bin oder 
daß die Instruction des Bundeskanzlers ausſchließlich von mir abhängt. Wenn 
ich nun dieſe ausſchließliche Berechtigung in dem Si 
daß meine gleich mir verantwortlichen und auf die ui 
8 Collegen mir fagten: „dir können wir nicht folgen“, g 

„ da es unmöglich iſt, daß ich demſelben Könige und Herrn, der mich als 
preußiſchen Minifter ernannt, in meiner Eigenſchaft als Inſtructor des Bundes: 
Kanzlers oder als Bundeskanzler, den Gehorſam aufkündigte, ich würde mich 
entweder der Majorität meiner Collegen im preußischen Miniſterium zu fügen 
haben bei meinen Inſtructionen an den Bundeskanzler oder ich würde nach 
anderen en ſuchen müſſen, die die Verantwortlichkeit für das Verhalten 
des Bundeskanzlers mit übernehmen. a 2 

Daß in wichtigen Angelegenheiten, z. B. bei neuen Geſetzen, die preußiſche 


Stimme im Bundes rathe abgegeben würde, ohne die übrigen in Preußen 


verantwortlichen Reſſortchefs zu fragen, iſt nicht denkbar; ja die letzteren wür⸗ 
den, wenn nicht direct, doch jedenfalls durch ihre Untergebenen, wie ich da 
geſtern ſchon angedeutet, durch höhere Beamte ihres Reſſorts im Bundesrathe 
vertreten ſein und würden auf die Formulirung des preußiſchen Votums durch 
dieſe ihre Organe ihren Einfluß üben können, Nur könnte ich mir als aus: 
wärtiger Miniſter nicht gefallen laſſen, daß um dieſe mit dem Bundeskanzler 
zufammenfigenden Vertreter der übrigen Reſſortchefs oder — auf diefen Un: 
kommt es mir nicht an — außerhalb des Bundesrathes ſich befin⸗ 
denden Vertreter der Reſſortchefs, auch mit dem Rechte einer berantwort⸗ 
lichen CTontraſignatur ausgeſtattet würden und dem Bundeskanzler ſagen 
Önnten: Dieſem Votum ſtimmen wir nicht bei, denn es ift mit unleter per 
ſönlichen Verantwortlichkeit nicht verträglich. 


ch, weil ich ein augenblicklich dringendes Geſchäft fchrifts | ich 
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tes über ſolche Fragen muß innerhalb des preußiſchen Miniſteriums, wie es 
jetzt da iſt, und muß außerhalb der Enceinte des Bundesrates ſtattfinden. 
Daß daraus folge, daß in Preußen oder in jedem anderen Bundesſtaate die 
geſetzliche Giltigkeit der Bundesgeſetze noch einer beſonderen Zustimmung be⸗ 
dürfe, das kann ich nicht zugeben, ſie würden nach der Art, wie ſie im Bun⸗ 
desrath zu Stande kommen, getragen ſein von der Verantwortung, die das 
preußiſche Miniſterium dem preußiſchen Lande gegenüber hat, denn es iſt, wie 
geſagt, undenkbar, daß das Verhalten des Bundeskanzlers dauernd und in 
e des Einverſtändniſſes des preußiſchen Miniſteriums entbeh⸗ 
ren konnte. 

Dies wäre nur denkbar in dem Falle, daß Preußen in der Minorität ger 
blieben wäre, daß Preußen in dieſer Minorität des Bundesrathes ſich be⸗ 
findend, auch vor dem e ſeine Anſicht vergebens vertheidigt hätte 
und auch im Reichstage in der Minorität geblieben wäre, dann tritt aller: 
dings moͤglicherweiſe ein Bundesgeſetz in Kraft, für welches das preußische 
Miniſterium nicht geneigt geweſen iſt, die Verantwortung zu übernehmen, 
gegen welches es deshalb votirt hat; es würde aber dann von dieſer Verant⸗ 
wortung gewiſſermaßen losgeſprochen ſein durch die preußiſchen Reichstags⸗ 
Abgeordneten, die ihrerſeits die Majorität für das Geſetz hergeſtellt hätten, 
troß des Widerſpruchs der preußiſchen Regierung, jedenfalls aber bliebe dann 
dem preußiſchen Miniſterium übrig, wenn es ſich nicht fügen will, durch 
das Präſidium eine Auflöſung des Reichstages zu extrahiren. Ich glaube, 
das iſt ein gan regelmäßiges Spiel conſtitutioneller Einrichtungen und bie 
Verantwortlichkeit für irgend etwas, was innerhalb des Bundes zu geſchehen 
hat, wird gegen das, was jetzt davon vorhanden ift, in keiner Weiſe vermin⸗ 
dert. Daſſelbe Raiſonnement läßt ſich auf die Miniſterien der übrigen Bun⸗ 
desſtaaten anwenden, nur mit dem Unterſchiede, daß fie nicht dieſelbe erheb⸗ 
liche Stimmenzahl, dieſelbe Majorität von engeren Landsleuten in den Reichs⸗ 
tag haben, die ihnen die Chancen giebt, gerade ihre Meinung durchzubringen. 
Dadurch aber haben die verbündeten Regierungen meines Erachtens ſchon 
diejenigen Opfer gebracht, welche man rechtmäßigerweiſe von ihnen fordern 
darf, weil ein größeres für den zu erreichenden Zweck nicht nothwendig iſt. 
Ich glaube, ich habe das Bedenken ſchon widerlegt, daß keine Verwaltung des 
Naga wie ſtattfinden würde; meine Bedenken liegen nicht in der 

ichtung. 

Sie richten ſich dagegen, daß ich es nicht — doch iſt das eins der unter⸗ 
geordneten Bedenken — acceptiren kann, die Zahl derjenigen Collegen — 
denn ſolche würden es für mich werden — mit denen ich die Verantwortung 
zu theilen hätte, zu vermehren und dadurch die Arbeit zu permehren, die in 
der That nicht klein iſt, wenn es ſich handelt, zwiſchen acht Miniſtern, die 
ehrlich an ihrer Ueberzeugung hängen, eine Uebereinſtimmung herzuſtellen. 
Sollte ich noch mit anderen zur Contraſignatur berechtigten Beamten eines 
anderen Miniſteriums die Verantwortung theilen, fo würde mir das zu viel. 
Der Herr Vorredner hat ferner mir zwar ſchmeichelhaftes Vertrauen für die 
auswärtige Politik, aber gemäßigtes Mißtrauen in Bezug auf meine Vorliebe 
für die Entwickelung der Volksfreiheit ausgeſprochen. Er thut mir, glaube 
ich, in letzter Beziehung Unrecht. Ich habe niemals in meinem Leben geſagt, 
daß ich der Volksfreiheit mich feindlich entgegenſtellte, ſondern nur geſagt und 
natürlich unter der Vorausſetzung „rebus se stantibus‘; meine Intereſſen 
an den auswärtigen Angelegenheiten ſind nicht nur ſtärkere, ſondern zur Zeit 
allein maßgebende und fortreißende, ſo daß ich, ſo viel ich kann, jedes Hinder⸗ 
niß durchbreche, welches mir im Wege ſteht, um zu dem Ziele zu gelangen, 
welches, wie ich glaube, zum Wohle des Vaterlandes erreicht werden muß. 
Das ſchließt nicht aus, daß auch ich die Ueberzeugung des Herrn Vorredners 
theile, daß den hoͤchſten Grad von Freiheit des Volkes, des Individuums, der 
mit der Sicherheit und gemeinſamen Wohlfahrt des Staates verträglich iſt, 
ae zu erſtreben, die Pflicht jeder ehrlichen Regierung ift. (Bravo!) 

bg. Elliſſen (Dr. phil., Secretär der Univerſitäts⸗Bibliothek in Göttingen) 
will vom Platze ſprechen: Ruf: Tribüne! Präſident Dr. Simſon: 
Wenn der Herr Abgeordnete nicht von Allen vernommen werden will, iſt das 
ſeine Sache. — Abg. Elliſſen: ge werde mich ſchon vernehmlich machen, 
wenn blos Ruhe im Haufe iſt. M. H., die Rede des Präſidenten der Bun⸗ 
des⸗Commiſſare mag Ba haben, wen fie wolle, mich nicht. (Ruf von 
den conſervativen Bänken: lauter! lauter!) .. Der Abg. v. Blanckenburg 
(Neue Unterbrechung: lauter! lauter!) — Präſident Dr. Simſon: Sollte 
der Redner nicht doch die Tribüne vorziehen? — Abg. Elliſſen beſteigt 
die Tribüne: Ich wollte blos wenig ſprechen. Da ich aber gezwungen werde, 
die Tribüne zu beſteigen, fo brauche ich nicht um Nachſicht zu bitten, wenn 
meine Worte des erhabenen Platzes, von dem ich ſpreche, nicht ganz würdig 
ſein ſollten. M. H.! Man hat geſagt, daß die Amendements das Zuſtande⸗ 
kommen des Verfaſſungswerks lan, und uns Annahme en bloc ges 
rathen. Das klingt recht plaufibel und patriotiſch, aber wir haben uns zu 
ſagen, daß wir das beſchließen müſſen, was dem Volke wünſchenswerth iſt, 
und wir dürfen uns nicht verhehlen, daß wir einem Miniſterium gegenüber⸗ 
ſtehen, welches für das wahre conſtitutionelle Syſtem nie rechte Begeiſterung 
gezeigt und blos dann Zugeſtändniſſe gemacht hat, wenn es nothgedrungen 
nicht anders konnte. 

Von dieſem Miniſterium war alſo ein liberaler Entwurf nicht zu erwar⸗ 
ten und wunderbar war nur das, daß es Leute gab, welche ihm einen ſolchen 


zugetraut haben. Jedenfalls wollte aber auch die Regierung unſere Anſicht 
bören und ſind wir dazu da, zu ſagen, was das Volk bei einer Neugeſtaltung 
Deutſchlands für wünſchenswerth hält. Wenn geſagt wird, daß die preußiſche 
. gegen die Kleinſtaaten ſolche Wünſche nicht durchſetzen kann, ſo 
ſollt e Poſition immerhin durch dieſe unſere Zuſtim⸗ 
mung geſtärkt wird. Aus all' dieſen Gründen empfehle ich das Amendement 
Bennigſen. (Auf den Bänken der Conſervativen herrſcht eine ſolche Unruhe, 
daß Redner ſchließlich ganz unverſtändlich wird.) Der Präſident wendet ſich 
ſchließlich an ihn mit einigen Worten, die aber gleichfalls nicht verſtändlich 


e man meinen, daß ihre 


werden. 


Es geht ein Antrag auf Schluß der Debatte ein, . 1 
emen en⸗ 


trag auf namentliche Abſtimmung über das Amen 
nigſen und den Antrag Bethuſy⸗Hu 


c. 
Abg. Lasker (ur Geſchäfts⸗Ordnung): Für mich iſt die Erklärung des 
räſidenten der Bundes⸗Commiſſare von ſo großer Wichtigkeit und 
ſcheint mir dieſelbe für die Bedeutung des Verfaſſungs⸗Entwurſs überhaupt 
ſo erheblich, daß ich in der Ueberzeugung die Anſicht Vieler zu theilen pro⸗ 


Herrn 


ponire, die Verhandlung über dieſen Artikel bis morgen zu vertagen. 


Präſident Dr. Simſon: Ich werde nach dem Schlußantrag darüber 


abſtimmen laſſen. 
Der Antrag auf Schluß wird abgelehnt, der Antrag Lasker desgleichen. 


Abg. Schulze (Berlin): Die Deduckion der Abgg. v. Thielau und Gneiſt 
iſt mir vollſtändig unbegreiflich, wenn ſie ſagen, man ſolle die Verantwort⸗ 
lichkeit nicht da ſuchen, wo ſie nicht zu finden iſt, und daraus einen un 
egierungen nicht in der Lage feien, uns 
gierungen nich 9 daß er 
von ſeinem Stand⸗ 
ob das auch für 


entnehmen, die Verantwortlichkeit gar nicht zu conſtituiren. — Der 
Miniſterpräſident erklärt, daß die 
weitere Conceſſionen zu machen. Man kann ihm nun wohl zutrauen, 
Alles gethan hat, um den Regierungen gegenüber Alles 
punkte aus Wünſchenswerthe und Erreichbare durchzuſetzen; 
die Verantwortlichkeit gilt, darüber kann man in Zweifel ſein. Aber wenn es 
wirklich wahr iſt, daß das, was wir verlangen, den Bemühungen des Herrn 
Miniſterpräſidenten durchzuſetzen nicht gelungen iſt, wo ſteht denn das ge⸗ 
rieben, daß wir aus dieſem Grunde don unſerer Forderung abſtehen 
müßten? Soll denn das Gewicht dieſes Reichstages ſo gar nicht in die Waag⸗ 
ſchale fallen? Ich meine doch, Sie werden Ihr Votum ſelbſt ſo gering anzu⸗ 
ſchlagen am wenigſten geneigt ſein. Die Regierungen haben ſich babin 
geeinigt, ihrerſeits keine neuen Anträge zu ſtellen, aber fo weit konnten fie 
doch in ihrer Vereinbarung nicht gehen, ſich auch allen Veranderungen des 
Reichstages gegenüber durchaus ablehnend zu verhalten. Einen ſolchen Ver⸗ 
trag abschließen, wenn man den Reichstag einberief, dazu war man in keiner 

eiſe in der Lage. Was heißt denn Vereinbarungsprineip? Kann man uns 
agen, ihr ſeid hierherberufen, um den Entwurf en bloc anzunehmen, ihr 
abt Ja zu ſagen und dann nach Haufe zu gehen? Solche Stellung gebührt 
dem Reichstage nicht. 


bin ich wenigſtens und meine Freunde nicht, um mitzuwirken, daß um jeden 
Preis irgend Etwas, gleichviel was, gleichviel ob noch ſo Verderbliches, gleich⸗ 
viel ob der geſchichtlichen Entwickelung unſeres Volkes noch jo Widerſtreiten⸗ 
des zu Stande kommt. (Bravo!) Dahin, m. H., mitzuwirken, daß ſo etwas 
zu Stande kommt, dafür müſſen wir uns allerdings bedanken. (Bravo!) 
Dazu ſind wir nicht hergeſandt von unſeren Wählern. Man gebe uns die 
Garantie, die wir fordern müſſen, daß nicht auch die Bundesgewalt in ihren 
Vollbefugniſſen, die fie haben muß und die unſere Amendements ihr wahr⸗ 
0 1, übergreift in die einzelnen Staatsweſen; wir wenigſtens 
wollen nicht dazu mitgewirkt haben, daß das werthvolle Princip der Verant⸗ 
wortlichkeit auch in den einzelnen Staaten gefährdet werde, weil es bei den 
allerwichtigſten Verwaltungszweigen, die wir auf die Bundesgewalt übertra- 
en, nicht gehörig gewahrt it Eben weil unſerem preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
eben noch recht biel daran fehlt, daß die Dinge gehörig geordnet werden, 
wollen wir nicht durch Hinweglaſſen dieſer Garantie aus der Bundesverfaſſung 
dazu mitwirken, daß wir dieſe Verantwortlichkeit in kürzerer oder längerer 
Zeit vielleicht auch aus unſerer preußiſchen Verfaſſung verlieren! (Lebhaftes, 
wiederholtes Bravo links.) \ 
Abg. Miquel: Es iſt mir, als mir der Entwurf zuerſt zu Geſicht kam 


ch will auch das Zuſtandekommen der Verfaſſung; aber hierhergekommen f 


t. 
Maßgabe der Beſchlüſſe des Bundesrathes an den Reichstag zu 


nicht ganz leicht geworden, denſelben nach feinen Tendenzen und feinem In⸗ 
halt zu beurtheilen. * der heutigen Erſlärung aber des Herrn väfidenten 
der Bundescommiſſare bin ich nun vollſtändig dazu außer Stande. (Ruf: 
Sehr richtig!) Deswegen ift es wohl wichtig genug, um noch einige Zeit 
der Sache zu verweilen. Mir ſcheint die Erklärung, die wir heute gehört 
haben, daß auch für diejenigen Gegenſtände, die zur Competenz des Bundes 
gehören, die Miniſter der einzelnen Staaten den Volksvertretungen der ein⸗ 
elnen Staaten verantwortlich ſeien, den ganzen Bund illuſoriſch zu machen. 
iele Angelegenheiten, die früher den einzelnen Ländern angehörten, ſollen 
nach dem Entwurfe fortan zur Competenz des Bundes gehören; im Gebiete 
des Poſt⸗, des Telegraphen“, des Kriegsweſens u. ſ. w. kann es daher fortan 
nur Bundesbeamte geben. Dieſe Bundesbeamte ſollen noch irgendwie von 
der preußiſchen Volksvertretung oder ſonſt einer andern zur Verantwortun 
gezogen werden? Das iſt ja unmoglich. Die preußiſchen Miniſter wären b 
derartigen Zumuthungen ſeitens des preußiſchen Landtages in ihrem vollen 
Rechte, wenn ſie erklärten: „Wir ſtehen euch hier nicht als preußiſche Miniſter, 
ſondern wir ſtehen euch als Bundesminiſter gegenüber“. Wenn trotzdem die 
Theorie des Herrn Präſidenten der Bundescommiſſare richtig iſt, ſo muß das 
um fo mehr eine Mahnung für uns fein, ſämmtliche Beamte des Bundes 
verantwortlich zu machen. Wie ſind im früheren deutſchen Bunde die Ver⸗ 
faſſungen der einzelnen Staaten aus dem Wege geräumt worden? Durch 
das Mittel des Bundesſtaates, der die Verantworlichkeit nicht kannte. Wenn 
ich zweifelhaft geweſen wäre, ob der Antrag Bennigſen geboten ſei oder nicht, 
ſo würde ich durch den Gang der heutigen Verhandlungen jeden ſolchen 
Zweifel verloren haben. 3 { 

Wir beabſichtigen ja nicht damit, die Macht der prenßiſchen Regierung 
gegen die einzelnen Staaten zu ſtärken; dieſer Vorwurf paßt nicht. Der An⸗ 
trag, der hier vorliegt, hat gar keine unitariſche Tendenz, das ſieht man, wenn 
man ſich einfach auf den Wortlaut des Antrages ſtellt. Diejenige Competenz, 
welche dem Präſidium nach dem Entwurf übertragen wird, ſoll gar nicht er⸗ 
weitert, ſondern die Befugniſſe des Präsidiums ſollen nur durch verantwort⸗ 
liche Organe ausgeübt werden. Ich werde mich von meinem Standpunkte 
aus — und ein Gleiches thun meine Freunde — ſehr ſcheuen, Anträge zu - 
ſtellen, die von der Beſchaffenheit find, daß die Regierungen dadurch in die 
Lage kommen, den ganzen Entwurf auf der Baſis, auf der er e nmal ſteht, 
nicht durchführen zu können. Denn wir freuen uns über die Ziele, die der 
Entwurf ſich ſtellt, und wir halten denſelben für verbeſſerungswürdig. Aber 
wir halten ihn auch für verbeſſerungsbedürſtig. Denn fo wie er da iſt, bes 
gründet er nicht nur die Einheit, ſondern gefährdet zu gleicher Zeit die Frei⸗ 
heit. Urd eine Regierung, die uns nur berufen hat, um „Ja“ zu ſagen, die 
einfach eine Enbloc⸗Annahme des Entwurfs will, wie das der Abg. v. Blancken⸗ 
burg ausgeſprochen, die will nicht ehrlichen Beirath der Vertreter des Volkes, 
ſondern die will blos nach außen hin den Schein einer Volksvertretung ha⸗ 
ben. Das können und dürfen wir aber von der preußiſchen Regierung nicht 
annehmen; wir müſſen im Gegentheil erwarten und fordern, daß auch den 
Anträgen von unſerer Seite die Regierung entgegenkomme. Nur ſo kann die 
Einheit zu Stande kommen. (Lebhafter Beifall.) 

Präſident der Bundes⸗Commiſſare Graf Bismarck: Ich ergreife das 
Wort, weil noch andere Mitglieder des Hauſes meine letzten Worte durch die⸗ 
ſelbe Brille geſehen haben können wie Herr Miquel. Es iſt mir unverſtänd⸗ 
lich, wie man meinen Worten eine ſolche Bedeutung beilegen kann, daß ein 
Antrag auf Vertagung geſtellt wird und der ganze Verfaſſungs⸗Entwurf ver⸗ 
ändert ſein ſoll. Ich habe nur conſtatirt, was auf der flachen Hand liegt, 
daß an der vorhandenen Errungenſchaft an Miniſter⸗Verantwortlichkeit nichts 
geändert wird, ſo daß eine jede Regierung für ihre Abſtimmung im Bundes⸗ 
rathe verantwortlich bleibt. Liegt darin etwas Neues, ſo beweiſt das nur, 
daß wir im Dunkeln tappen. Ich habe den einzigen Ausnahmefall hervor⸗ 
gehoben, den ich als einen factiſch unwahrſcheinlichen darſtellte, wenn die preu⸗ 
ßiſche Regierung in der Minorität bleibt, und dafür das einzige Mittel an⸗ 

egeben, das in der Hand des Präſidenten liegt: die Auflöſung. Ich frage: 

ann das etwas Neues geweſen ſein? Es ſpringt in die Augen, wenn man 

den Entwurf lieſt. Sie wollen darüber hinaus, eine neue Verantwortlichkeit, 

getragen von dem Bundeskanzler und ſeinen Collegen, eine neue Art verant⸗ 

wortlicher Organe ſchaffen — und dem widerſpreche ich im Namen der 

preußiſchen und der anderen Regierungen auf das Beſtimmteſte. Was der 
Herr Vorredner verlangte, iſt nicht eine Ausbildung dieſer Vorlage, ſondern 

ſeine Auffaſſung, wie ich erſt jetzt erkenne, widerſpricht ihrem Grundprincipe. 
Er iſt in ſeinem Recht, wenn er dagegen ſtimmt. i 

Wir aber haben den Block bis zum Gipfel gerollt und mit tiefem, patrioti⸗ 
ſchem Schmerze würden wir ihn wieder hinabgleiten ſehen. Ich weiſe es zu⸗ 
rück, wenn man uns, wie der Herr Vorredner es gethan hat, die Verantwort⸗ 
lichkeit für das Mißlingen aufladet. Sie beſtehen auf kleinlichen, untergeord⸗ 
neten Sachen, welche die Regierung nicht für annehmbar erklart und welche 
die Sache zum Scheitern bringen. M. H., an Ihre Namen wird die Ge⸗ 
ſchichte ſich ſtets erinnern. 

g. v. Sybel: 


Präſidium hat die erforderlichen Vorlagen nach 


bringen, wo fie durch Mitglieder des Bundesrathes oder durch 
eſondere, von letzterem zu ernennende Commiſſarien vertreten 
werden) wird ohne Discuſſion genehmigt, nachdem der Antrag des Ab: 
geordneten Ausfeld, an die Stelle von eg des Bundesrathes“ zu 
etzen „Bundesminiſter“, einſtimmig abgelehnt iſt. 5 
u Art. 18. „Dem Präſidium ſteht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Bundesgeſetze und die Ueberwachung der Ausführung derſelben zu. Die 
hiernach von dem Präſidium ausgehenden Anordnungen werden im Namen 
des Bundes erlaſſen und von dem Bundeskanzler mit unterzeichnet,“ hat 
Abg. Saenger beantragt den zweiten Satz zu ſtreichen und ſtatt deſſen nach 
Art. 19 einen beſonderen Artikel einzuſchalten, lautend: „Die Anordnungen 
und Verfügungen des Bundes⸗Präſidii werden im Namen des Bundes er⸗ 
laſſen und bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers 
welcher damit die Verantwortlichkeit übernimmt.“ N 
Ferner der Abg. v. Bennigſen den zweiten Satz des Art. 18 zu ſtreichen 
und ſtatt deſſen nach Art. 19 einen beſonderen Artikel einzuſchalten, lautend: 
Die Anordnungen und Verfügungen des Bundes⸗Präſidii werden im Namen 
des Bundes erlaſſen und bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung des 
Bundeskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. Durch 
ein beſonderes Geſetz werden die Verantwortlichkeit und das zur Geltend⸗ 
machung derſelben ein haltende Verfahren geregelt. 
Abg. Lasker zieht ſeinen geſtern mitgetheilten 7 1 Art 18 zurück. 
Abg. v. Saenger warnt vor der Aufnahme von eſetzesverheißungen 
in die Verfaſſung und würde auch auf ſeinen Antrag verzichten, wenn er 
das Verfaſſungswerk gefährdete. Abg. v. Bennigſen beruft ſich darauf, 
daß der zweite Theil ſeines Antrages der preußiſchen Verfaſſung entnommen 
iſt. Das 1. Alinea deſſelben wird jaft einitimmig angenommen und damit 
der Antrag Saengers erledigt, das zweite wird abgelehnt und endlich der 
Artikel 18 mit der Bennigſen'ſchen Einſchaltung faſt einſtimmig ge 


nehmigt. f 
Art. 19 (Das 3 ernennt die Bundesbeamten, hat 
dieſelben für den Bund zu vereidigen und erforderlichen Falles 
ihre Entlaſſung zu verfügen) wird obne Disluſſion genehmigt. 

Zu Artikel 20 (Wenn Bundesglieder ihre verfaſſungsmäßigen Bundes⸗ 
pflichten nicht erfüllen, ſo können ſie dazu im Wege der Execution angehalten 
werden. Dieſe Execution iſt a) in Betreff militäriſcher Leiſtungen, wenn Ge⸗ 
fahr im Verzuge, von dem Bundesfeldberrn anzuordnen und zu vollziehen, 
b) in allen anderen Fällen aber bon dem Bundesrathe zu beſchließen und 
von dem Bundesfeldherrn zu vollſtrecken. Die Execution kann bis zur Se⸗ 
queſtration des betreffenden Landes und ſeiner Regierungsgewalt ausgedehnt 
werden. In den unter a) bezeichneten Fällen ift| dem Bundesrathe von Ans 
ordnungen der Execution, unter Darlegung der Beweggründe, un eſäumt 
Kenntniß zu geben.) — hat der Abg. Kitz als Schlußſatz folgende Faſſung 
beantragt: In den unter a) bezeichneten Fällen bedarf die Anordnung der 
Execution der ungeſäumt einzuholenden Genehmigung des Bundesrathes.“ 

Der Antragſteller äußert ſein Erſtaunen über den Widerſpruch, daß ſo 
viele Liberale den Bundesrath zur Theilnahme an der Executive zugelaſſen 
dez und ihn doch bei einem ſo wichtigen Act, wie eine Execution iſt, aus⸗ 
chließen wollen. Nichts liegt ihm ferner als etwa den Particularismus durch 
ſeinen Antrag ſtärken zu wollen; er will nur die ſchützenden Formen für ein 
ſolches Procedere herſtellen und verweiſt dafür auf die Bundesverfaſſungen 
der Schweiz und Nordamerikas. — Der Antrag Kitz wird abgelehnt, der 
Art. 20 angenommen, der entſprechende Abſchnitt III. des Grooteſchen Ver⸗ 
faſſungsentwurfs einſtimmig abgelehnt. a 5 

Ein Vertagungsantrag iſt eingebracht; zuvor muß aber die Entſcheidung 
des Hauſes über den Antrag des Abg. Michaelis getroffen werden. Er 
lautet: Der Reichstag wolle beſchließen: den Präſidenten zu ermächtigen, 

wölf Commiſſarien aus der Mitte des Reichstages zu ernennen, mit dem 

uftrage, unter Mitwirkung von Vertretern der Bundes⸗Regierungen die Be: 

ſt mmungen der Abſchnitte VII. und VIII. des Entwurfs der Verſaffung des 

norddeutſchen Bundes in Betreff ihrer Motive und ihrer Tragweite einer Vor⸗ 

yeah zu unterwerfen und dem Reichstage in Vorberathung darüber zu 
1 5 


en. 

Ueber vie Behandlung dieſes Antrages entſteht eine lebhafte Discuſſion. 
Der Praͤſident hält es für durchaus zuläſſig, daß das Haus ſich ſofort über 
Ihn entſcheide. Abg. d. Binde empfiehlt Schlußberathung, Abg. Schulze 

erlin) verlangt die Einbringung des Antrages in . orm. 

Tweſten: die Verweiſung einzelner Abſchnitte des Entwurfs an eine 
beſondere Commiſſion ſei in jedem Stadium der Vorberathung zuläſſig, auch 
— ee betreffenden Abſchnitte noch nicht unmittelbar auf der Tages⸗ 

ung ſtehen. 

u ident: Es handelt ſich hier nicht um eine Commiſſion, ſondern um 

miſſarien. a 

Das Haus beſchließt, ſich ſofort nach Vorſchlag des Präſidenten uber den 
Antrag des Abg. Michaelis ſchlüſſig zu machen. 

Abg. v. Rabenau (Gutsbeſitzer bei Gießen): Der Antragſteller hat 
ſchon früher die Nothwendigkeit eines Eiſenbahngeſetzes für den norddeutſchen 
Bund ins Auge gefaßt und ich will ſie nicht beſtreiten. Aber ſie tritt zurück 
vor der dringenden Nothwendigkeit, die Verfaſſung fertig zu machen; ein 
Eiſenbahngeſetz in die Verfaſſung hineinzulegen, daran können wir zicht den⸗ 
ken. Abg. Michaelis: Da die Beſtimmungen des Abſchnittes VII. zur 
Eiſenbahngeſetzgebung in unmittelbarer Beziehung ſtehen, ſogar Theile der⸗ 
ſelben enthalten, jo. würde eine vorgängige Prüfung der Motive und der 
Tragweite jener Beſtimmungen die Verhandlungen dieſes Hauſes nicht ver⸗ 
Vrsar ſondern beſchleunigen. Dieſe den Verfaſſungs⸗Entwurf berathende 

Verſammlung hat allerdings kein Eiſenbahngeſetz zu machen; wohl aber könn⸗ 
ten Aenderungen in Abſchnitt VII nothwendig werden, wie ich ſelbſt der⸗ 
gleichen wünſche, und die Materialien dazu durch die Commiſſarien in fördern 
der, nicht die Sache verzögernder Weiſe beſchafft werden. . 
bg. v. Binde: Troß dieſer guten Abſicht wird der Erfolg doch eine 
Verzögerung unſerer Arbeiten ſein. Die Abſchnitte VII. und VIII. ſetzen 
keine kechniſche Information voraus, ſondern find nur im Lichte der verſchie⸗ 
denen Anſchauungen über die Stellung der Bundesgewalt zum Ciſenbahn⸗ 
weſen zu prüfen. Sollten gleichwobl ſolche Informationen nöthig fein, To 
wird der Herr Antragſteller als anerkannter Sachverſtändiger ſie auf eigene 
and beſchaſfen und für das ganze Haus präpariren, ohne daß ihm 11 Ge 
fen dabei zur Seite ſtehen. Das wirkliche Motiv des Antrages ſind die 
don ihm in usſicht genommenen Amendements, für die er in den Com⸗ 
miſſarien des Hauſes eine Unterſtützung zu finden hofft. 
Bulbg. Dr. Braun (Wiesbaden) für den Antrag: Die Verzögerung des 
mlaflungamertes iſt ein leeres Schreckbild, denn das Haus kann die Ab⸗ 
er | Mitte immer ſchon berathen, auch wenn die Commifjarien noch nicht fertig 
der uten. Durch perſönliches Lob iſt der Antrag nicht zu entträften. Auch 
2 i Volkswirth braucht Material, das ohne Enquste nicht zu bes 


ſchaffen 
; bg. Michaelis: 97 denke keineswegs mir in den Commiſſarien, die 
der Herr Präsident obne Rügſicht auf mich ernennen würde, eine Unterſtützung 
— Anträge zu perſchaffen, glaube vielmehr das Gegentheil, da die Er 

nann 5 vorausſichtlich Intereſſenten fein werden. 

— Meier (Bremen) für den Antrag: Die Erfahrungen anderer Ver⸗ 
an 1 beweiſen, daß Berathungen über das Eiſenbahnweſen ein mer 
à boire find, Die Ernennung von Commiſſarien würde uns vor einer Fluth 


von Amendements ſchützen. 
Abg. v. Winde: Der Herr e unterſchätzt wohl feine Bedeu⸗ 
tung. Statiſtiſches Material zu ſammeln liegt gar keine Veranlaſſung vor. 
Es gäbe da nicht blos ein mer a boire in der Verſammlung, ſondern au 
eine Fluth aus der Commiſſion, die nicht auszutrinken iſt. Amendements 
werden durch ſie nicht vermieden, da doch nicht alle Mitglieder des Hauſes 
ihren Sitzungen beiwohnen können. Wenn das Haus zur Einſetzung einer 
Comm ſſion ſchreiten wollte, dann hätte es dazu einen viel ſtärkeren Anlaß 
bei den viel wichtigeren und intrikateren politiſchen Fragen, die wir erledigt 
ben, als bei den minder wichtigen Abſchnitten von Eiſenbahnweſen. Abg. 
raun: Es foll ja keine Statiſtik ausgearbeitet, ſondern die im Handels: 
Miniſterium ſchon vorhandene nur benutzt werden. Auch habe ich von der 
Commiſſion eine beſſere Meinung, als daß fie Waſſer producirt. 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Abg. Michaelis abgelehnt. 
Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtags 10 Uhr. Tagesordnung: 
Schlußbericht über den Antrag Ausſeld's, die Geſchäftsordnung betreffend. 
Vorberathung über Abſchnitt V der Verfaſſung. Reichstag. 


Berlin, 27. März. [Amtliches] Se. Majeftät der König hat dem 


Banquier Joſeph Pinkuß zu Berlin den rothen Adlerorden 4. Klaſſe verliehen. 
Se. Maj. der König] empfingen heute 


Berlin, 27. Mär. 
Morgen den Fürſten von Pleß, Grafen zu Stolberg⸗Wernigerode und 
Grafen Maltzan, nahmen hierauf militäriſche Meldungen und hierauf 

den Vortrag des Cioil⸗Cabinets entgegen. Um 41 Uhr empfingen 


Se. Majeftät die Deputation der Univerſität Kiel und ertheilten hierauff ungeſchickte Experimental⸗Politik gerathen. Aber auch 


dem Grafen zu Limburg⸗Styrum eine Audienz. 
Bei Ihren königlichen Hoheiten dem Kronprinzen und 
Kronprinzeſſin] waren geftern wieder mehrere der hier anwe⸗ 
fürſtlichen Gäſte zum Dejeuner, zum Diner und zum Thee ge⸗ 


der 


laden. Die höchſten Herrſchaften wohnten der Reichstags⸗Sitzung und 
Abends der Quadrille in der Tatterſall⸗Bahn bei. Se. königl. Hoheit 
der Kronprinz hielt Mittags 1 uhr für Se. Majeſtät den König 
eine Beſichtigung in der Central⸗Turnanſtalt ab und erſchien nach der 
Quadrille noch im Opernhauſe. Ihre koͤnigl. Hoheit die Kronprin- 
zeſſin empfing Gräfin Doͤnhoff⸗Friedrichſtein, Gräfin Harrach und Frau 
von Pfuel in Audienz. (St.⸗Anz.) 
»— [Hr. v. Roggenbach.] Aus guter Quelle erfahre ich, daß 
Herr v. Roggenbach für den preußiſchen Staatsdienſt gewonnen iſt. 
[Dr. Runge +.) Der rühmlichſt bekannte Chemiker Dr. F. F. 
Runge iſt nach 24 ſtündiger Krankheit am 25. d. in Oranienburg ge: 
ſtorben. Am 8. Februar d. J. war er 73 Jahre alt. Wenn er auch 
in ſeiner letzten Lebenszeit nicht mehr anſtrengende chemiſche Arbeiten 
ausführen konnte, ſo war er doch als Schriftſteller unausgeſetzt thätig 
und verfolgte den ſchöͤnen Zweck, die Hauptwahrheiten feiner Wiſſenſchaft 
ins Leben einzuführen. So hat er vor Kurzem drei Dutzend „haus⸗ 
wirthſchaftlicher Briefe“) herausgegeben; mit den Vorarbeiten für ein 
viertes und fünftes Dutzend war er beſchäftigt, als ihn ein faſt plötz⸗ 
licher Tod dahinraffte. Die Männer der Wiſſenſchaft werden ſeinen 
Heimgang beklagen, ſeine Freunde den heiteren geſelligen Verkehr mit 
ihm ſchwer vermiſſen, und mancher Arme wird dem wackeren Manne 
eine Thräne nachweinen, der unermüdlich war im Wohlthun. 
Hannover, 26. März. [Proceß wegen der nach London 
geſchafften Werthpapiere. — Celler Aufruhrproceß. — 
Die deutſche Lehrerverſammlung.] Vor dem hieſigen Oberge⸗ 
richte fand geftern Termin in der Klage des Banquierhauſes Lippmann, 
Roſenthal u. Co. wegen Herausgabe von in Depot gegebenen und 
am 16. Juni v. J. nach London geſchafften Werthpapieren gegen 
die Generalkaſſe an. Von den früheren Miniſtern und dem ehemaligen 
Generalſecretär im Finanzminiſterium, Geh. Finanzrath v. Klenck, gegen 
die gleichzeitig Klage erhoben worden war, hatte ſich letzterer allein 
durch einen Anwalt vertreten laſſen, der jede Theilnahme an dem Pro: 
cefje unter Hervorhebung der Thatſache ablehnte, daß die Herausgabe 
der betreffenden Papiere gegen Einzahlung der darauf gegebenen Dar⸗ 
lehen weder von dem Könige Georg noch von Herrn v. Klenck dem 
klagenden Bankhauſe jemals verweigert ſei. Obergerichts⸗Anwalt Bauer: 
meiſter verlangte namens der Kläger der Herausgabe der Papiere, da 
das Generalgouvernement an Stelle des ehemaligen hannoverſchen Fi⸗ 
nanzminiſteriums getreten ſei. Der Anwalt des Gouvernements Blu⸗ 
menberg beftritt die Verpflichtung deſſelben zur Rückgabe von Papieren, 
welche ohne fein Verſchulden fortgeſchafft ſeien und von ihm nicht ber: 
angezogen werden könnten. Das Gericht hat die Abgabe des Urtheils 
vertagt. — Der Celler Aufruhrproceß hat bereits vier Wochen ge⸗ 
dauert, ohne daß beſonders neue Momente zu Tage getreten wären. 
Der allgemeine Theil der Unterſuchung hat 8 Tage erfordert, in wei⸗ 
teren 3 Wochen ift die Inſtruction von 35 Angeklagten vollendet. Hier⸗ 
nach zu ſchließen, kann die Unterſuchung wohl noch den ganzen April 
in Anſpruch nehmen. — In Hildesheim find die Vorbereitungen für 
die dort zu Pfingsten abzuhaltende allgemeine deutſche Lehrerverſammlung 
mit Eifer wieder aufgenommen. Der commiſſariſche Landdroſt von 
Hildesheim, Legationsrath von Bülow, hat die Einladung, ſich an den 
Vorbereitungen zu betheiligen, für ſeine Perſon abgelehnt, da ſeine Be⸗ 
rufung zu einem anderen Wirkungskreiſe in Ausſicht ſtehe; indeß erklärte 
er, dafür ſorgen zu wollen, daß ein anderes Mitglied der Landdroſtei 
in den Localausſchuß eintrete. Die Geiſtlichkeit der Stadt Hildesheim 
hat ebenfalls beſchloſſen, ſich der Theilnahme und Mitwirkung an der 
Lehrerverſammlung zu enthalten. (N. ⸗Z.) 
Frankfurt, 23. März. [Die Bundesliquidations⸗Com⸗ 
miſſion.] Mit der in der Bundesliquidations⸗Commiſſion vorgeſchla⸗ 
genen Behandlung der rückſtändigen Matricularbeiträge und insbeſondere 
der holſteiniſchen Executionskoſten als einer Geſammtſchuld des ehema⸗ 
ligen Bundes, die ſo zu berechnen und für die Abrechnung in das bei 
der Commiſſion geführte „Abrechnungsbuch“ als „Schuld“ reſp. „Gut⸗ 
haben“ der einzelnen Regierungen aufzunehmen fei, haben ſich alle Re⸗ 
gierungen, einſchließlich Preußen, einverſtanden erklärt; nur Oeſterreich 
hat ſich noch nicht definitiv geäußert. Die preußiſche Regierung hat 
jedoch in der Commiſſton erklären laſſen, daß fie es für ſehr fraglich erachte, 
ob ohne ein übereinſtimmendes Verfahren ſämmtlicher betheiligter Ne 
gierungen in dieſer Angelegenheit zu einer Theilung der Activmaſſe des 
früheren Bundes überhaupt würde geſchritten und ein befriedigender 
Abſchluß der Arbeiten der Liquidations⸗Commiſſion würde herbeigeführt 
werden können. Dieſes Compelle wird wohl ſeine Wirkung nicht ver⸗ 
fehlen. Oeſterreich hatte z. B. für die 1851 und 52 ausgeführte Ex⸗ 
pedition nach Holſtein 7,386,214 Gulden als Forderung angemeldet; 
dagegen für die kurheſſiſche Expedition 1,652,828 Gulden. Fallen dieſe 
Forderungen ganz oder theilweiſe aus der Liquidation aus, fo repräſen⸗ 
tirt das Activvermögen des Bundes noch eine ganz reſpectable Summe 
von ca. 6 Mill. In wie weit das Material in den Bundesfeſtungen 
zur Actiomaſſe kommt, iſt noch nicht beſtimmt. (8. 3.) 


Oeſterreich. 

L. Aus Nordöſterreich, 25. März. [Die Wahlen in Böh⸗ 
men. — Zur Agitation gegen die Heeresergänzung in 
Croatien. — Die Kärntner Slovenen und die Moskauer 
Ausſtellung.] Wir dürften bald erfahren, ob das von Hrn. v. Beuft 
jüngſt in Böhmen und Krain in Anwendung gebrachte diplomatische 
Mittel — d. h. die Auflöſung der dortigen Landtage — ſeiner Politik 
von Nutzen fein wird. Was in erſter Linie Böhmen betrifft, deſſen 
Stimmung für die Regierung ohne Widerrede von großer Wichtigkeit, 
ſo hat es nicht den Anſchein, daß durch die Auflöſung des Landtages 
und die Ausſchreibung neuer Wahlen das Miniſterium irgend einen 
erheblichen politiſchen Gewinn ziehen wird. Nach heute uns zugegan⸗ 
genen Telegrammen aus verſchiedenen Gegenden Böhmens haben dort 
die ſlaviſchen Landtags⸗Candidaten über die ſogenannte „Verfaſſungs⸗ 
partei“ einen glänzenden Sieg erfochten. Da nun die ſlaoiſche oder 
czechiſche Partei ein entſchiedener Gegner des gegenwärtigen Cabinets iſt, 
ſo dürften im nächſten Landtage der Regierung neue Verwickelungen 
bevorſtehen, welche man kaum durch eine abermalige Auflöſung des 
Landtags wird befeitigen können. In dem Wahlbezirke Karolinen⸗ 
thal⸗Brandeis, wo die Centraliſten und die für das Miniſterlum 
ſtimmenden Beamten die größte Agitation entwickelt haben, ward den⸗ 
noch unter großem Jubel der Nationalpartei der Hiſtoriograph Franz 
Palacky wieder gewählt. Ebenſo fegten die ezechiſchen Candidaten 
mit immenſer Majorität in Neuhaus, Smichow, Berun, Tabor, So: 
bieslaw, Kuttenberg, Turnau, Boͤhmiſch⸗Aicha, Weſeli und vielen ande⸗ 
ren Orten, wo die Regierungsanhänger unter Ziſchen und Gelächter 
durchfielen, nachdem manche von jenen nur eine oder zwei Stimmen 
erhalten. Im Hinblick auf dieſe Stimmung und die täglich in ganz 
Böhmen wachſende nationale Bewegung, liegt es wohl auf der Hand, 
daß mit dem ſogenannten „Ausgleich“ in Ungarn die Regierung noch 
keineswegs aus der Sackgaſſe herausgekommen, in welche ſie durch ihre 
aus Ungarn 
und feinen Nebenländern liegen uns heute eine Reihe intereſſanter Nach⸗ 
richten vor, welche für das Programm des Miniſteriums gerade nicht 


— — 
*) Mehrere derſelben find früher in der „Bresl. Ztg.“ abgevrudt = den. 


günſtig lauten. In Agram, wie überhaupt in Croatlen iſt bie 
Stimmung in Folge der Zwangsmaßregeln zur Durchführung des vom 
Lande einſtimmig abgelehnten octroyirten Heeres⸗Ergänzungs⸗Ge⸗ 
ſetzes eine ſehr gereizte. So berichtet man aus der croatiſchen Stadt 
Kreutz, der kaiſ. Commiſſar Herr v. Binkovic habe dem Adminiſtrator 
des Kreutzer Comitats aufgetragen, die Heeres⸗Ergänzungs⸗Verordnung 
um jeden Preis durchzuführen. „Die Beamten“ — telegraphirte Herr 
v. Vinkovie — „welche gegen die Verordnung agitiren, werde ich ſo⸗ 
fort ihrer Stellen entſetzen — Edelleute und Bürger einſperren 
laſſen!“ Im Bezirke Jaska wurden auch in der That mehrere 
Dorfrichter, Ortsälteſte und gegen 70 Perſonen, meiſt dem Bauern⸗ 
ſtande angehörig, welche ſich gegen den neuen Rekrutirungs⸗Modus aus⸗ 
geſprochen, mittelſt Gendarmen verhaftet und dem Vicegeſpan Ocic in 
Jaska zur Unterſuchung übergeben. Als die Gefangenen durch Jaska 
geführt wurden, wo eine große Menſchenmenge ſich verſammelt, hoben 
jene drohend die Hände unter dem bezeichnendem Ausrufe empor: „Wir 
werden unſeren Söhnen und Brüdern doch ſagen, daß ſie für die Re⸗ 
gierung nicht in den Krieg ziehen ſollen!“ — Viele Zuſchauer und 
auch ſelbſt Gefangene ſtimmten darauf ein aus dem Jahre 1848 be⸗ 
kanntes ſüdſlaviſch⸗revolutionäres Lied an, welches mit ſtürmiſchen Zivio⸗ 
rufen aufgenommen ward. — Zum Schluſſe noch die für die ruſſiſche 
Propaganda bezeichnende Notiz, daß auch die Kärntner Slovenen 
die ſogenannte ethnographiſche Ausſtellung in Moskau beſchicken werden 


Niederlande. i 

Haag, 23. März. [Holland und Preußen, — Das Marinebud⸗ 
get. — Niederlage der Regierung. — Zur Luxemburger und zur 
Schelde⸗Frage.] Die Reden der Herren Thiers und Jules Favre, ſowie 
die Erwiderung des Miniſters Rouher in der franzöſiſchen Kammer ſind hier 
mit begreiflichem Intereſſe aufgenommen worden. Wohlgefällig vernahm man 
die allerdings zur Stunde durch nichts motivirte Erklärung Rouhers wegen 
des „quos ego“, daß Frankreich im Bunde mit England etwaigen Attentaten 
Preußens auf die Zuyderſee entgegendonnern würde. Mit Genugthuung be⸗ 
grüßte man ferner die kategoriſche Erklärung des Grafen Bismarck, welche 
alle angeblichen Bedrohungen, denen in der letzten Zeit preußiſcherſeits Hol⸗ 
land wegen Limburgs oder Luxemburgs bloßgeſtanden haben ſollte, entſchie⸗ 
den in Abrede ſtellt. Wenn bei dieſen Gerüchten, wenn bei der allerdings 
mit etwas Oſtentation vor Beginn der Budgetberathungen in Scene geſetzten 
Geheimſitzung der zweiten Kammer etwa, wie Graf Bismarck meinte, eine 
kleine Kriegsliſt der Miniſter mit unterlief, nämlich der Wunſch, die dieſes 
Jahr ſtark in die Höhe geſchraubten Budgets für Marine⸗ und Kriegs⸗Mini⸗ 
ſterium durchzubringen, ſo iſt dies in Bezug auf das erſtere weniaſtens gelun⸗ 
gen; das Budget für die Marine, das die horrende Höhe von 14,897,343 Fl. 
erreicht hatte, iſt am 20. mit 44 gegen 26 Stimmen angenommen, allerdings 
nicht geräuſchlos, denn Debatten gab es genug. Das für den Kriegsminiſter 
dürfte auch wohl durchgehen, da die jetzige Kammer gefügiger iſt als die 
meiſten früheren Colleginnen; doch erlitt die Regierung an eine kleine 
Niederlage, in ſofern auf Antrag des Hrn. Stieltjes ein Poſten von 22,000 Fl. 
vom Etat geſtrichen und ebenſo — auf Antrag des Hrn. De Roo — der 
Kriegsminiſter ermahnt wurde, die Koſten der Verwaltung beim Heere zu ver⸗ 
mindern. Beides ging mit 35 gegen 31 Stimmen durch. Bemerkenswert 
und — zumal geſtern — ziemlich beſtig waren die Debatten über die von den 
Liberalen ſchon öſter geforderte, von den Conſervativen aber als r l in 
die Prärogative der Krone“ beſtrittene geſetzliche Reorganiſation der ts 
verfajfung, die jedenfalls noch gute Weile haben dürfte. — Ueber den Ber: 
kauf Luxemburgs herrſcht hier dieſelbe Unſicherheit als anderswo; doch würde 
wohl kaum Jemand dieſe That, falls fie ſich beftätigte, gutheißen. — Die 
„afdammingen“ der Oſter⸗Schelde werden mit se Energie betrie⸗ 
ben. In dieſen Tagen iſt in Zevenaar wieder das bisweilen 
Verbot, die Grenze anders als per Eiſenbahn zu überſchreiten, pre 
eingeſchärft worden. ( 


Sch weden. 

Stockholm, 21. März. [Die Stellung Schwedens.] In 
der Sitzung der erſten Kammer vom 16. d. M. gab Freiherr A. C. 
Raab, der von ihm angemeldeten Interpellation an den Mi⸗ 
niſter des Aeußern in Betreff der politiſchen Stellung Schwedens 
den anderen Mächten gegenüber, nach ausführlicher Motivirung in den 
drei nachſtehenden Fragen beſtimmtere Form: a 

1) Ob der allgemeine politiſche Zuſtand in Europa, welcher nach den 
wichtigen Ereigniſſen des letzten Jahres entſtanden, und ob das Verhältniß 
Schwedens zu feinen mächtigen Nachbarn von ſolcher Beſchaffenheit iſt, daß 
die gegründeten Hoffnungen, welche Se. Majeftät vor zwei Mongten ausſprach, 
nämlich: daß Schweden von den Streitfragen des übrigen Europa unbe⸗ 
rührt, im Genuß eines fortdauernden Friedens bleiben werde, jetzt noch eben 
ſo feſtſtehen, wie zu der Zeit, als die Hoffnungen geäußert wurden? 2) Ob 
das intime Verhältniß, welches in den fpäteren Jahren unleugbar zwiſchen 
den beiden größten Mächten der Welt, Rußland und Amerika, entitanden 
iſt, irgend welchen Einfluß auf Schwedens, durch den ſogenannten November: 
Tractat geſicherte Stellung ausüben kann? 3) Ob Se. Excellenz der Minister 
des Aeußern beabſichtigt, wie im Jahre 1863, die Repräſentation von ſolchen 
diplomatiſchen Schriftſtücken in Kenntniß zu ſetzen, welche ſich dazu eignen, 
einen klaren Ueberblick über die wirkliche Stellung Schwedens den anderen 
Mächten gegenüber abzugeben? : 

Am Mittwoch beantwortete Graf Manderfiröm dieſe Interpella⸗ 
lion in ziemlich allgemeinen Wendungen, indem er die gegebene Gele⸗ 
genheit vor Allem zur Empfehlung der von der Regierung eingeleiteten 
militäriſchen Reformen benutzte: 

Der Miniſter des Aeußern erklärte ſich im Eingange ſeiner Rede mit der 
Bemerkung Raab's, nämlich, daß Schweden ſich ähnlich wie die übrigen 
Staaten Europa's zur eigenen Vertheidigung vorzubereiten habe, einverſtanden. 
„Nicht weil man von irgend einer Seite eine drohende Sprache Kin uns 

icht, zu 


A 


une h offnungen 5 
ſelbſt nicht der mächtigſte, hat ſich wohl je Sn Gewißheit in dieſer Richtung 
daß keine anlaſſ 


A yo Vork 


trifft, wodurch man in den Stand geſetzt wird, ſich hauptſachlich auf die ehe 
nen Kräfte verlaſſen zu können. Ich ſtimme mit Baron Naab darin aber 
daß die allgemeine politiihe Situation zu ernſthaften nenn Anlaß 
giebt. Die, beinahe in Az Europa, in einem noch . e vorgekommenen 
Umfange, ftattfindenden Ausrüſtungen müſſen uns nament ich dazu anſpornen, 
nichts zu verſäumen, was zur ſchnellen Vermehrung . Vertheidig 
kräfte führen kann.“ Hierauf erwähnte der Miniſter Einiges über die für 
Schweden gefahrdrohende, aber, feiner Meinung nach, nicht eriftirende ruſſiſch⸗ 
amerikaniſche Allianz ꝛc. 


_e ichte „Corola (im Selbſtverla 
Dresden Vu den D fach man u. Sohn. t 0 Wau ; 
liches Herz feine Gefühle rein und voll ausſtrömen, jo gewährt dies allein 
ſchon einen liefen poetiſchen Reis, der um jo höher geſteigert wird, wenn die 
Ausſpiache in jo anmuthiger Form geſchieht wie in dem vorliegenden Ges 
vichtbuche. Daſſelbe bietet und erweckt Empfindungen der mannigfach 
Art. Gern folgen wir der gemüthvollen Dichterin, möge fie nun de n 
am Main belauschen oder Epiſoden aus der vaterländiſchen Geſchichte und 
bürgerlichen Kreiſen erzählen; überall werden Landſchaften und 
Gegenſtäͤnde in ram treuen Farben geihildert. Je w leſen, 
deſto mehr theilen ſich uns die dem Büchlein anvertrauten Stimmungen mit 
rd e e wanne wird emporgehoben, wenn die Dichterin auf 
e * — 2 
Dagkeden ge beben Gk, ber gh bal dernde a ur 
tige eugni s en e 
Blätter lieb und erh bee. ah ken e e woeäſchs 


erſonen 
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Provinzial - Beitung. - 


2. Breslau, 27, März. [Die „Liebig“⸗Terraſſel ſchreitet ig her 

ami 
aber die Vorderfront des Atriums gänzlich frei werde, hat man in anerken⸗ 
nungswertber Weiſe 2 alte, ſchief ſtehende Pappeln, die wegen ihrer morſchen 
Wurzeln nur noch ein kurzes Daſein frifteten und bei der Gewalt eines 
Sturmes mit Beſchädigungen, ja mit Unglück drohten, deſeitigt, wofür uns 
durch Bepflanzungen der ſchön geformten Böſchungen mit niedrigem Geſträuch 


anſchlitungen auf beiden Seiten ihrer Vollendung rüſtig entgegen. 


ein mehr denn hinreichender Erſatz geboten werden wird. 


& Breslau, 26, März. [Handwerker⸗Verein] Herr Dr. Th. Kör⸗ 
net ſprach über die drei Haupifeinde der Menſchen: die Tuberkelkrankheit, 
Er wies darauf hin, 
daß, welche Verheerungen auch Krieg und Cholera im verfloſſenen Jahre 
unter den Bewohnern unſerer Stadt angerichtet, dieſe Feinde doch einerſeits 
offen auftreten und zu begrenzten Zeiten meiſt die bereits wirkſam geweſenen 
Mitglieder der Geſellſchaft hinraffen; jene ſchleichenden Krankheiten ins Ger 
heim namentlich die Jugend und den heranwachſenden Theil der Bevölkerung 
treffend, dauernde Verluſte hervorrufen, indem fie nicht nur tödten, ſondern 
\ In den letzten 32 Jabren 
ſeien in Breslau 151,000 Einwohner geſtorben, die zum überragen: 
den Theil einer dieſer Krankheiten erlegen, indeß nur 133000 Eins 
Wachsthum der Einwobhner⸗ 
g nch de Redner charakteri- 
rte hierauf in feiner klaren ſchlichten und für Alle verſtändlichen Weiſe die 
uberkelkrankheit, die in einer Bildung don kleinen Geſchwüren voll Eiter bes 
eht, welche in den Lungen entitebend, von Zerſtöͤrung und ſomit Athembe⸗ 
h 3 Diarrhöen, im Kopfe der 
Kiader Gehirnkrankbeiten und den ſogenannten „Waſſerkopf“ beranlafjen. Die 
Skrophelkrankbeit trifft bekanntlich die Kinder, führt Haut⸗Ausſchläge, Erkran⸗ 
kungen des Gehirns und der Sinnesorgane mit ſich. Die engliſche Krank 
beit, die ſogenannten „doppelten Glieder“, beſtehe in einer Erweichung 
des Knochengerüſtes dadurch, daß ihm nicht genug der zu feiner Feſtig⸗ 
keit nothwendigen Kalkſalze zugeführt werden, daher werden die Glied⸗ 
maßen krumm, ebenſo der Rückgrat, was natürlich mit Erkrankung des ge⸗ 
ſammten Organismus verbunden ſei. Mangel an zweckmäßiger Ernäbrung, 
an Luft und Licht ſeien Hauptveranlaſſung dieſer auf Blutzerſetzung beruhen⸗ 
den Uebel. Aus letzteren Gründen ſeien die Kellerwohnungen beſonders zu 
der meiden und ſollte deren Anlegung verboten werden. Notbwendige Grund⸗ 
lage jedes freien Staates ſei möglichite Geſundheit feiner Man en — 
verſchiedene 
aruliche Fragen über Erzeugung von Salzſaure, Sympathie u. ſ. w., Herr 
a über einige Zuſtände des alten Breslau nach einer Chronik, Lit. 

rauſe über katilinariſche Exiſtenzen und Herr Weiß einige über das nord⸗ 


die Skropheln und die Rhachitis (engliſche Krankheit). 


die Lebenden entnerven und unfihig machen. 


wohner geboren wurden, ſo daß das 
. weſentlich den Zuzug Auswärtiger zu danken ſei. 


chwerden, Huſten und Schwindſucht, im Darm 


Nach Beendigung dieſes Vortrages beantwortete Dr. K. noch 
deutſche Parlament. — 


rühmter Schiffe vorzeigen und erklären. 


K. Breslau, 27. März. [Die geſtrige Sitzung des ſchleſiſchen 
Gerrenibereind zum Ses der Xbiere] —— Ga die Vorlefung 
Vorher ſprach jedoch 


des Nekrologes des Hofratbs Dr. Perner eingeleitet. 
der Vorfigende, Hr. Literat Carlo, in lärgerer Rede aber den Verſtorbenen 
und entwickelte dabei den Grundſatz Perners, daß der Grundſtein der Kinder 
Erziehung das Mitleid ſein muſſe, wofür im ſpäteren Verlauf der Sitzung 
auch ein Gedicht von Dr, Jordan vorgeleſen wurde. Das Vereins⸗Motto, 
daß Grauſamkeit gegen die Thiere auch das Herz gegen die Menſchen verhärte, 
belegte der Vorſitzende durch den feiner Zeit jo berühmt geweſenen Procek 
der Giftmiſcherin La Farge in Paris. Am Schluſſe des Vortrages zeigte 
er zwei ihm zum Andenken an Perner von deſſen Nichte zugeſandte Gegen⸗ 
ſtände, einen Ring, den einzigen Schmucgegenſtand, den Perner getragen, 
und eine Ciaarrentaſche. Hierauf forderte der Vorſitzende die Mitglieder auf, 
und dieſe Aufforderung wird hiermit an alle Freunde der Thierwelt gerichtet, 
bei jetzt eintretendem Srüblinge doch ja mit allen Kräften dem Einfangen 
der Singvögel entgegenzutreten. a Beauſſichtigung des Vieh: 
marktes wird eine Commiſſion von drei Mitgliedern ernannt. In Folge 
zweier Anzeigen über Thierquälerei von Herrn Dr. Thiel, betreffend Unge⸗ 
brigkeiten in einer hier nicht zu bezeichnenden Fleiſcherei, und don Frau Dr, 
Gottwald, betreffend die Ueberladung eines Wagens, werden zwei Com⸗ 
miſſarien ernannt und ibnen nach eingezogener Kenntniß der Sachen die Ver⸗ 
folgung bei der lönigl, Staatsanwaltſchaſt übertragen. 


„ [Berfonalien.] Beſtätigt: die Wiederwahl der Rathmännez 


i Kaufmann Kurka zu Toſt und Poſthalter Poppe zu Schurgaſt, die Wahlen 


des bisherigen Rathmannes Schneider zu Patſchkau zum Beigeordneten 
und des Dominial⸗Rentmeiſter Kapuſte zu Toſt zum Rathmann, und die 
Vocation des evangeliſchen Lehrers Raabe zu Conſtadt. — Dem jübiichen 
Lebrer Singer zu Ober⸗Lagiewnik, Beuthener Kreiſes, iſt die Er aubniß er⸗ 
theilt worden, daſelbſt eine jüdiſche Privat⸗El mentarſchule zu errichten. — 
Telegraphiſt v. Pape in Schwientochlowitz zum Stations- Aſſiſtenten zweiter 
Klaſſe ernannt. 
ei dem Kreis ⸗ Gericht Koſel. Entlaſſen: der Bote und Executor 

Wieczorek in Folge Erkenntniſſes der Disciplinar⸗Behörde. 

Bei dem Kreis⸗Gerichte zu Oppeln. Verſetzt: der Kreisrichter Mosler 
aus Krappitz an das Kreis⸗Gericht Grottkau vom 1. April d. J. ab. 


Göelitz, 26. März. [Unglück.] In der Nähe von Kohlfurt wurde beute 
durch den Nachmittags 2 Uhr bier abgehenden Perſonenzug das ſechs jährige 
Mädchen des dort ſtationirten Bahnwärters Güttner überfahren und ge⸗ 
lödtet, als es beim Heranbraufen des Zuges über den Bahnkörper lief. Dem 
Zugführer Holzberger II. gelang es leider nicht, das Unglück En a 

ied, Ztg. 


fen Antrag. Nach 


8 wählt. 


n 
Tpariaſser⸗Conttolkur ernannt. 


22 
Löwen, 26. Marz. [Jur Tagesgeſchlchte.] Der geſtrige Kram⸗ 
— Aa bei ungünstigem Wetter dennoch Leuch Br, — — nicht unbe⸗ 
deutende Geſckäfte in Topfwaaren gemacht. Auf dem heutigen Viebmarkt 
—.— ein überaus ſtarker Verkehr. Sowohl Käufer waren reichhallig vor⸗ 
banden, als auch Vieb zahlreich aufgetrieben. Die meiſten Gefhäfte wurden 
dei auffallender Kaufluſt und raſchem Umſatz, ſedoch mu bohen Preiſen, mit 
1100 Basta tr 
immt eim war m uch der Pferde⸗ 
markt zeichnete ſich dor anderen Märkten durch beſſere Thiere aus; die Preise 
“hielten h 


ſich hier gleich 


5 In einer der nächſten Sitzungen wird, wie wir ver⸗ 
nebmen und anſchließend hier mittbeilen, ein Reiſender einige Modelle be⸗ 


falls hoch. — Wie wir hören, iſt durch ein gebildete Ip 


888 


Comite for den 30. April d. J. für die umliegenden Kreiſe ein Nußbie 
markt ln Aus ſicht — 2 der in Löwen abgehalten werden ſoll. . 


® Leobſchütz, 26. März. [Die hieſige Philomathie) eröffnete ihre 
Sitzungen für den Winter 1866/67 am 23. October 1866. Auch der Wahl 
des Vorſtandes und nach der Rechnungslegung hielt den erſten Vortrag Prof. 
Dr. ale über den gegenwärtigen Standpunkt der mathematischen Phyſik. 
Am 6. November ſprach Oberlehrer Dr. Welz — ſeit dem 1. Januar d. J. 
nach Gleiwitz verſetzt — „über die Stellung und Geltung der Frauen in 
Griechenland und Rom“. Am 27. November zeigte Oberamtmann Nietſch 
ſeinen reichen Apparat mit Nebelbildern vor und unterhielt die Geſellſchaft 
auf eine angenehme Weile. Am 11. Dezember hielt Oberlehrer Dr, Winkler 
einen Vortrag „über China“. Am 15. Januar 1867 ſprach Gymnafiallehrer 
Meywald „über die Mufit im Mittelalter“. Am 29. Januar erklärte Prof. 
Ur, Fiedler die hydrauliſche Preſſe mit Experimenten. Am 12. Februar 
hielt der Stabsarzt Dr. v. Kronhelm einen Vortrag über die Paraſiten 
des Menſchen und am 26. Februar Kreis⸗Phyſikus Dr, Knop „über das 
Loos der Irren von Einſt und Jetzt“. Am 12. März behandelte Oberlehrer 
Dr, Winkler das Thema „über Organiſation und Leitung von Induſteie⸗ 
Tagſchulen, Normalſchulen 2c.” als Theil eines Erziehungs⸗Syſtems für die 
farbige Bevölkerung der britiſchen Colonien nach einem engliſchen Original⸗ 
Documente vom Jahre 1847. 
philomathiſchen Sitzungen geſchloſſen mit einem Vortrage des Prof. Dr. 
Fiedler „über die atmoſphäriſche Luft“ durch Experimente erläutert. 


„ Leobſchütz, 25. März. [(Abſchied.] Der frübere Aſſiſtenz- Arzt bei 
der hieſigen Ulanen-Schwadron Herr Dr. v. Kronhelm iſt als Stabsarzt 
nach Grotikau verſetzt. Es wurde ihm zu Ehren ein Abſchieds⸗Diner veran⸗ 
ſtaltet, das zablreich beſucht war; dies war auch nicht anders zu erwarten, 


Geſellſchafter als einen kenntnißreichen und vi laeſuchten Arit. 


Schütßen und Turn⸗Zeitung. 

pp. Breslau. 23. März. Die ordentliche Generalverſammlung des Alte: 
ren Turnvereins fand am vergangenen Sonnabend Abend im Caſino⸗ 
Saale, Neue⸗Gaſſe, ſtatt. Den Vorſitz führte der zeitige Vorſitzende Herr Bro: 
feſſor Schröter. Der bisherige Vorſtand hatte einen Rechenſchaftsbericht über 
das Vereinsjahr ausgearbeitet, welcher in der letzten Woche an den Vereins⸗ 
turnabenden im Turnſaale zur Enſicht ausgelegen bat. Er kommt bei der 
Generalverſammlung gut Verleſung. (S. den Auszug aus bemfelben in 
Nr. 142 der Bresl. 3.) Dem zeitigen Kaſſirer Herrn Kaufmann Horwitz wird 
Techarge ertheilt. Die durch Stimmzettel vollzogene Neuwahl des Viunſtandes 
ergab 72575 Reſultat: zum Vorfigenden Prof. Schröter, zu deſſen Stell 
vertreter Dr. Bach, zum Turnwart Dr, Fedde, zu deſſen Stellvertreter Ver: 
ſicherungsbeamter Berger, zum Kaſſenwart Kaufmann Blaſche, zum Saat) 
wart F Joachimsſohn. Zu Beiſitzern die Herren Neu ſebauer, Haber, Suß⸗ 
mann, Werner und Roßdeutſcher. Hauptturnlehrer Rödelius und Schneider 
meiſter Heidemann J. lehnten eine Neuwahl entſchieden ab. — Zu Gaubeput 
tirten die Herren Prof. Haaſe, Dr. Woſſidlo, Kauſmann Schultze, Roͤdelius, 
Dr. Rade Werner, Berger und Pref. Schröter, Suß mann, Joachimsſohn. 
Zu Rechnungs⸗Reviſoren Schultze, Joachimsſohn II. und Linderer. Der An⸗ 
trag des Vorſtandes, das Eintrittsgeld von 10 Sgr. für neu aufzunehmende 
Mitglieder fallen zu laſſen, wurde von der Generalverſammlung nach längerer 
Debatte nicht angenommen. Der Antrag, den Geſchäſtsbericht des Vorſtandes 
alljäbrlich drucken zu laſſen und ihn eine Woche vor der Generalverſammlung 
den Mitgliedern zu überreichen, erhielt nach kurzer Debatte die Zuſtimmung. 
Schließlich wurde dem al gehenden Vorſtande der Dank der Verſammlung 
durch Auffteben zu erkennen gegeben, ebenſo insbeſondere Herrn Rödelius. 
Gegen 12 Uhr wurde die Verſammlung, welche bis zuletzt unter reger Ber 
theiligung ſtattgefunden, geſchloſſen. 


Da Natibor, 24. März. Am 22. d. Mts. fand ſeitens der biefigen 
Schützengilde ein Preisſchießen um ein goldenes Kreuz und zwei ſilberne 
Kreuze ſtatt, welches geſtern Nachmittags 6 Uhr endigte. Herr Glashütten⸗ 
Beſitzer Greiner that den beſten Schuß und wurde in üblicher Weiſe zum 
Feſtlönig proclamirt. Die Marſchallwürde errangen die Herren: Gerber: 
meiſter Anton Dudek und Bildhauer Strohalm. Bei dem geſtrigen 
Schützen⸗Einmarſch hatten ſich auch mehrere Schützen aus Leobſchütz betheiligt. 
r . ͤ . a Fee hd 


Das 23. Stück der Geſetzſammlung enthält unter Nr. 6575 das Geſetz, 
betreffend die Aufhebung der Einzugsgelder und gleichartigen Communal⸗ 
abgaben vom 2. März 1867; unter Nr. 6576 das Geſetz, betreffend die Auf⸗ 
löſung des Lehns verbandes in Alt⸗Vor⸗ und Hinterpommern und die Ab⸗ 
änderung der Lehnstaxe vom 4. März 1867; unter Nr. 6577 die Beſtätigungs⸗ 
Urkunde, betreffend den von der Kurfürſt ee eee e, 
ſchaft in der außerordentlichen Generalverſammlung vom 27. Dezember 1866 
beſchloſſenen Statut⸗Nachtrag vom 18. Februar 1867; unter Nr. 6578 den 
Allerhöchſten Erlaß vom 6. März 1867, betreffend die neue Berliner Bahn⸗ 
bofs⸗Verbindungsbahn; und unter Nr. 6579 den Allerhöchſten Erlaß vom 
13, März 1867, betrffend die Einſetzung einer könfglichen Eiſenbahn⸗Direction 
und einer königlichen Commiſſion für den Bau der Bebra⸗Hanauer Eiſen bahn. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 &ıb | Bu Luft⸗ Wind ⸗ | 
in Pariſer Linien, die Tempera ; Tempe- richtung und Watte r. 
tur der Luft nach Neaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau 27. März 10 U. Ab.] 227 14 76,2] SO. 1. Trübe. : 
28. März 6 u Mrg.] 32487 | +54 | ED. 1. Wolkig. 


Breslau. 28. März. [Waſſerſtand. ] O.⸗P. 16 F. 7 Z. U.⸗P. 3 F. 4 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris 27. März, Nachm. 3 Uhr. Die Börfe war ſehr belebt und fehr 
feſt. Die 3 ſchloß zu 69, 17%. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 917, 
gemeldet. — Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 69, 17%. Italien. 5 proc 
Rente 54 20. Zproc. Spanier —. —. Iproc. Spanier — —. Oeſterr. 
Staats Eiſendahn⸗Actien 40, 00. Credit⸗Mobil. Actien 458, 75. Lombard. 
Eiſenbahn⸗Actien 413, 75. Oeſterr. Anl. von 1865 pr. opt, 331, 25. 6proc. 
Ber. St.⸗Anl. von 1882 (ungeſt.) 84%. 

Wien 27, März. [Abend⸗Börſe.] Durch Arbitragekäufe ſteigend. — 
Credit Actien 184, 10. Nordbahn 161. 50. 1880er Looſe 86, 50. 18640 
Yoofe 79, 60. Staatsbahn 209, 90. Galizier 220, 75. Czernowitzer — . 
e —, —. Rudolphebahn 131, 50. Steuerfreies Ale: 
en 61, 90. 1 
! Frankfurt a. M., 27. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Felt, aber ruhig. 
Schluß⸗Courſe: Preuß. Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 15 5 
Hamburger Wechſel 88%. Londoner Mechſel 119%, Pariser 7e ſel 94 755 
Wiener, Wechſel 9170. Finnland. Anleihe 83%. Neue. Finnl. 44% Plank: 
iefe 83%. 6 Serein. Staaten⸗Anf. oro , 77%, Diener. Bon, 
intbeile 670. Oeſterr. Credit Acnten 168%. Darmftädter Bankactien 206. 
Meininger Eredit⸗Actren —. Oeſterr.⸗Nranz.⸗Staats- Eiſenbahn⸗Acnten — 
Oeſterr. Eliſabetbahn 107%. Böhmiſche Weſtbahn —. Ader Rabebahn —. 
Ludwigshafen Bexbach 154%. Heſſiſche Fuß wigsbahn 133. Darmſt. Zettel: 
bank —. Oeſterr. 5% ſieuerfr. Anl. 48%. 1854er vooſe 57. 1860-1 
Looſe 67%. ider Looſe 72%. Badische Looſe 53%, Kurbeſſiſche Loof 
544, 5% öſterr. Anleihe von 1859 61%. Denerr. Nat. Mal. 53 
5% Metalliquis 45%. 348 Metakiques 89%. Baierſche Prämien: An: 


leihe 99%, 
Hamburg, 27. März, Nachm. ° Nordbahn ſehr ani⸗ 


m 26. März wurden für dieſen Winter die 


denn die Stadt und Umgegend verliert an ihm einen ebenſo liebenswürdigen 


Berliner Börse vom 27. März 1867. 


Fonds- und Geld-Oourse. Eisenbahn Stamm-Aetlen 


Freiw. Staats-Anl. . 4 ½/100 % B. ividende pro 1864. 1868. 
Staats-Anl. von 185916 103% ba. ni * 
dito 1850. 524 |911% bz. chon · Mastrieh — 46% be. 
dito 185314 91% 6. terd.-Rottd. | 1% ir" 98 ba. 
dito 1854. 4½ 100 ½ bz. Berg.-Märkische 7 4 147 br. 
dito 1855 47 100%, bz. Berlin Anhalt. II 13 4 218, ba. 
dito 1856 41311001 ba. erlin-Gönliz.. | — f “ 
dito 185714 100%, bz dito 8t.-Prior.) — — 15 197 B. 
dito 185941511001 bz. Berlin. Hamburg. 10 | 914 4 156, 6, 
to 1864.41, 100 % bz Berl.-Potsd.-Mad. 16, is |4 207% bx 
Staats-Schuldscheinel31 183 bz. Berliu- Stettin. 70% 4 1134 da. 
Präm.-Anl. von 18651311120%, B. Böhm.-Westb. 8 — s 160% dz. 
Berliner Stadt-Oblig.|414,99%, bz. Breslau-Freib. 9 4 187½ ba. 
% Kur- u. Neumärk, 378 ½ bz. Oöln- Minden. 17% |4 142% bs. 
(Pommersche q 3½ 78 2 Cosel-Oderberg. 2½ 4 60% da 
& JPosensche....». 4 4— —— dito St.-Prior.— — 4½— — — 
2 dito — Yan dito dito — 8. — 5 — — 
3/ dito neue.. 4 (88% G. Galiz.Indwigsb.| 9 5 46 185% bs. 
& (Schlesische 31½ 6 ½ ba. Ludwigsh.Bexb. | 9% 10 4 148 G. 
Kur- u. Neumärk. 4 1 ½ ba. Maxd,-Halberst, .|% 15 |4 [194 @. 
& (Pommersche. ...4 |91% hu, Magd.-Leipzig...|1 20 4 20% K. 
E Posensche 4 90% B Mainz-Ludwigsh.| 71 8 4 128 ½ be. 
© (breuss ische 4 sh B. Mecklenburger. 3 4 78% bs. 
8 Westph, u. Rhein. 4 #5 bz, Neisso-Brieger. | 4½ 5% 4 |9°% B. 
= (Sächsische. .....4 |92% B. Niedrschl. Märk.] 4 — 4 190% ba. 
Schlesische .. 4 19:4, bz. Niedrschl. Zweb.| 3% Sh 1 las ½ ba. 
Lonisd’or J be TO cet RE 183 ba, Spesen. 1 11g, 8e be. „ b. 
Goldkr. 9.9 6.” _|Poln.Bkn, Oe 8400 1 scho 
Ausländische Fonds. dito uns a 
Oesterr. Metalligues. 5 46 ½% B. Oestr.-Fr. 8t.-B, . - — tz. 
dito Nat.-Anl. 5 [63% U gern enen. st A. 4 * ba 
dito Lot-A. v 50% 67 ½ ba. Oppeln-Tarnow.] 31 3, s 74 bz. 
dito dito 64 5 sche. 11 4 118% b 
dito 64er Pr.-A.l4 N B. dito Stamm- Pr.] 61 7 DT ——— 
dito Eisenb.- I. — 8 ½ br. eee eee 
Ital. none d proc, Anl. 51% ba. N 4 4% db 1440.0 
Russ. Engl. Anl. 1825 86 he. Wardeken. Wien! 11% 8% 15 (63 B 2 
dito Moll. Anl, 188415 67%, ba. men- Wis] Ts 8% ‚ 
dito Poln. Sch.-Obl. 4 63 B. 
a a Bank- und Industrie-Papiora. 


Poln. Obl a 500 Fl. 44 


dito à 300 Fl. s 01 Berl. Kassen- V. 81 
Kurbess. 40 Thlr. Obl.|— 53 ½ B. Braunschw. B. bi, 2 
Baden 35 Fl. Loose.— 0 ½% @ Bremer Bank. 780 | 6 
Amerikan. St.-Anl. 6 78% A % bs. |Danziger Bank .| 7 18,0 

Darmst. Zettelb.] 8 7¹ 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 


Berg. ‚Märkischöi.. f, 1 * be. — 15 1 17 
it 1.4. 0% B Hannoversche B. 4 
dito 1 v. Stg. % INN, be Mae, eee 
Cöln Minden 4 100% B. ü en Bi Hl 
Ito 1% 102% 5 nn 
dito 4 86½ 8 Luxemburger B. 
dito I 4 88 5 Magdeburger B. 5%0 | 81 
do 41416 ba. Posener Bank. — 
dito ıv.la "Ins dz. Preuss. Bank- A. 10% | 10 
dito v.la |85 ba. Thüringer Bank| 4 4 
Cos.-Oderb. (Wilh). | — — Mn 61% 
dito III. Em. 4188 B. — 
Gal. Ludwigsb. 6 8 B 
Niederschl.-Märk. 4 89 bz, Berl. Hand.-Ges.| 8 8 
dito oonv.A dag ba. oburg Credb.A.| 8 eb 
dito 19 1 — ba. 3353 8 
dito IV. 4½ 8 B. sau is Fee 
Näschl. Zweigb. L. C. h 100% ba. Disc, Com.-Anth,| 6% 616 
Oderschles. 4. i Genfer Credb.-A.| — | — 
dito B. 3 —— — Leipziger „4 4 
dito. Fe 4 — — Meininger 7 17 
Er RER ER A MoldauerLäs.-B.| — | — 
dito 8 TA ENGER: Oesterr. Credb. A. 6 715 
dito F.. 4% 94%, dz Bank.-Vor.| 6½ 7 
dito G ̃ꝛ . 44½(— —— — 
Oest.- Franz 3 2 bs. 
Oest. südl. St.- B. 43 226 ½ ba. Minerva. 1 
Rhein v. St. gar 444% G. Fbr. v. Eisenbdf. 8½ | 5% 
Rhein-Nahe-B. gar.. 4% 95 bs. | 


Berlin, 27, ai: Roggen d 78—79pfd. 551— Tblr, 79 
—80pfd. 55 ½ — 56 Thlr. ab Bahn bez. — Rübdl loco 11% Thlr. Br. 
— Spiritus loca ohn Faß 17 4 We u — — und März⸗ 


April 16%, Thlr. Br., “ Thlr. an ai — 8 5 
bez., Juni⸗Juli 17 / — Thlr. bez. und Br., 


Mai⸗Juni 17— 4 Thlr. 74 
Thlr. Gld., Juli⸗Aug. 17% — Thlr. bez. 1 
8 1 28. März. Wino: Dit. Wetter: Schön. Thermemeter 


arme. Wir haben bei ruhigem Geſchäftsverkehr dom heuti⸗ 


r weißer 82—96 Sgr., 
fe 

Mit einfie 

able. — Roggen zu Lieferungszwecken in ae item 
74 Pfund helle 58 - 60 Sn. 
Sorten über Noti: bezablt. Par 


a r 


gefragter. Wicken offerirt. — Delfaaten billiger erlaffen. — Lupinen 
chwach beachtet, pr. 50 Pfd. gelbe 40-45 Ser; blaue 40— * — 
Schl ſiſche Bohnen wenig beachte. — Schlag lein ruhiger. — Kaps. 
kuchen beachtet, 50 bis 53 Sgr. pr. h a 
Sgr. pr. Schfjf. S Schfl. 
Weißer Weizen 4 91-90 Bohnen 70—80—90 
Gelber Weizen 81—90— 95 1 1 
Roggen —69—70 75 — 195-210 
Getſte „ 48—54—59 186—196— 204 
Hafer 31—33—35 168 —178—184 
Erbſen 58—57—68 . 146—154— 164 
Wicken 50—54—58 Le 140 —145—156 


n 
leeſaat mehr angeboten — rothe ſchwach beachtet, ordinäre 13—14¼ 


br. Err. 
Sar. Metze 17 —2 Sar. 


Eine unglückliche Familie! 


dem Beamtenſtarde angebbrig, iſt durch langlährige den ganzen Organismus 
zerſtörende unheilbare Krankheit des Familiendaters in das drückendſte Elend 
derſetzt worden. Um tas Maß des Unglücks noch voller zu machen, hat ſich 
ie Krantbeit feit mehreren Monaten fo bedeutend verſchlimmert, daß der arme 
Mann der Cur wegen ſeine Stellung aufgeben mußte. Arzt, Apotheke und 
Lebensbedürfniſſe haben ſchon lange fein ganzes Hab' und Gut aufgezehrt, 
obne daß Beſſerung eingetreten wäre. Zu jedem mit körperlicher Anſtrengung 
verbundenen Broterwerb gänzlich unfähig, muß er häufig genug ſeiner armen 
leinen Kinder flehendes Verlangen nach Brote mit blutendem Vaterherzen 
unerfüllt anhören. . 

Väter und Mutter! die Ibr von der Vorfehung mit irdiſchen Gütern fo 
weit geſegnet ſeid, daß Ihr Euren lieben Kleinen die leiſeſten Wünſche zu 
erfüllen vermöget, vielleicht wiſſet Ihr nicht, was es heißt, wenn felbit der 
Säugling an der hungernden Mutter Bruſt keine Nahrung zu finden vermag, 
dielleicht habt Ibr noch nicht gehört den Angſtſchrei eines ſolchen hungernden 
Säuglings und wiſſet nicht, wie ungemein ſchmerzvoll ein ſolcher Schrei das 
Autende Mutterberz durchzittert, wiſſet nicht, daß dieſer Schrei den kranken 
Vater immer und immer wieder zur Verzweiflung zu bringen droht, wenn 
er 8 daß er zum Arbeiten zu krank, zum Almofenerbitten aber noch zu 
ſtolz ſe 

Unn doch wäre es ein Leichtes, den Unglüdlihen zu helfen, wenn edle 
Menſchen fo viel zuſammenſchießen würden, daß der Mann ein kleines Ge⸗ 
ſchäft gründen könnte, was ibm geſtatten würde, feine Fähigkeiten und Kräfte 
angemeſſen zu verwerthen. Seine anerkannte Redlichkeit und Umſicht bürgen 
für einen nur erfreulichen Auſſchwung jeden geſchäftlichen Unternehmens. 
Das Bewußtsein, ſich die gewiß dankbare Familie ewig verpflichtet zu machen, 
wird hoffentlich Manchen ien das hierauf Entſprechende einzulegen 
bei der Expedition der Breslauer Zeitung. 8 


en uns zur Annahme milder Beiträge gern bereit. 


— ä ⏑—————— 


ni Fe 


e N 
Expedition der Breslauer Zeitung. 


berbemden, & 25 Sar, 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. 12650 
Oberbem f. J af ö, Beinmandherklung. Ehnieeheide Ne. 10: 


Oberhemden und Nachthemden, à 15 Sgr. 
2% Thlr. empfieblt J. Cohn, S miedebrücke Nr. 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) 
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„20 Sgr., 13 bis 
. Auswärtige Auftrag 
w. w e 


7 


in Breslau. i 5 


1 1 * 


